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Gesetze, Rechtsverordnungen, Verwaltungsanordnungen 

Bekanntmachung des Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Kirchensteuergesetzes der Freien und 

Hansestadt Hamburg 
vom 21. Januar 1991 

Die Bürgerschaft der Freien und Hansestadt .. Hamburg hat 
am 21. Januar 1991 das Vierte Gesetz zur Andenrng des 
Kirchensteuergesetzes beschlossen. Es ist durch den Senat 
verkündet und veröffentlicht im Hamburgischen Gesetz- und 
Verordnungsblatt 1991, Nr. 3, S. 21. Das Gesetz wird nachste­
hend bekanntgegeben. 

Nordelbisches Kirchenamt 
Kusche 

Az.: 7011 - S I/S 2 

Viertes Gesetz 
zur Änderung des Kirchensteuergesetzes 

Vom 21. Januar 1991 
Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft 

beschlossene Gesetz: 

§ 1

Das Kirchensteuergesetz vom 15. Oktober 1973 (Hamburgi­
sches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 431), zuletzt geän­
dert am 22. Mai 1986 (Hamburgisches Gesetz- und Verord­
nungsblatt Seite 102) wird wie folgt geändert: 
1. § 8 wird wie folgt geändert:

1.1 Satz 1 wird Absatz 1;
1.2 Satz 2 wird gestrichen;
1.3 Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt:

,,(2) Soweit sich aus den kirchlichen Steuervorschrif­
ten nichts anderes ergibt, findet auf das Besteuerungs-
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verfahren die Abgabenordnung in ihrer jev,:eils gelten­
den Fassung entsprechende Anwendung. '.\icht anzu­
wenden ,md die Vorschritten über die Verzinsung von 
Ansprnchen aus dem 5teucrschuldverhaltrns, über die 
Erhebung von Säumniszuschlägen und über die Voll­
streckung, die Straf- und Bußgeldvorschriften und die 
Bestimmungen über das Straf- und Bußgeldverfahren. 
Sofern die Kirchensteuer als Kirchensteuer vom Ein­
kommen erhoben wird 1§ 3 Absatz 1 Buchstabe a), 

nirbehaltlich anders lautender kirchlicher 
\(w:ciiritten - ,1us dem Einkommensteuergesetz in 
seiner jeweils geltenden Fassung und der Einkommen­
steuer-Durchführungsverordnung in ihrer Jeweils gel­
tenden Fassung die Vorschriften über die Veranlagung 
und Erhebung der Einkommensteuer entsprechend." 

' § 11 Absal/ 3 erh,1lt folgende Fassung: 
,,(3) Die V,irschriften über das \'erfahren bei der Einbehal­
tung und der Abführung der Lohnsteuer sowie bei der 
Übernahme der pauschalen Lohnsteuer und die Vorschrif­
ten über die Haftung des Arbeitgebers gelten entspre­
chend." 

, § 12 Absal/ l erhält folgende LbSLmg: 
„(1) Aut die nm den staatltchen Behörden verwalteten 
Kirchensteuern finden abweichend von§ 1 Nummer 1 und 
§ 3 Nummer l des Hamburgischen Abgabengesetzes vom
17. Februar 1976 mit den Änderungen vom 31. Januar 1977
und 1. Dezember 1980 (Ha mburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt 1976 Seite -t::;, l 977Seite 13, 19811 Seite 361)
die Vorschntten der Abgaben,irdnung über die \'erzinsung
von Ansprüchen aus dem Steuerschuldverhältnis und die
Erhebung \·on Säumniszuschlägen, die straf- und Bußgeld­
vorschriften und die Bestimmungen über das Straf- und
Bußgeldverfahren keine Anwendung. Sofern die Kirchen­
steuer als Kirchensteuer vom Einkommen erhoben wird(§ 3
Absatz l Buchstabe a), gelten aus dem Einkommensteuer­
gesetz in semer jeweils geltenden Fassung und aus der
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung in ihrer je­
weils geltenden Fassung die Vorschriften über die Veranla­
gung und die Steuererhebung entsprechend."

§2

( 1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner \'erkündung in
Kraft. 

(2) § 12 Absatz 1 des Hamburgischen Kirchensteuergesetzes
in der durch dieses Gesetz geänderten Fassung ist erstmals für 
das Steuerjahr 1990 anzuwenden; hinsichtlich der \'erzinsung 
von Steuernachforderungen und Steuererstattungen nach 
§ 233 a der Abgabenordnung ist die Vorschrift erstmals für das
Steuerjahr 1989 anzuwenden.

Ausgefertigt Hamburg, den 21. Januar 1991. 

Der Senat 

Rechtsverordnung 

über die Ordnung des Beirates der Pfarrstelle der Nordelbi­
schen Ev.-Luth. Kirche für Polizeiseelsorge für den Bereich des 
Landes Schleswig-Holstein 

vom 19. Februar 1991 
Die Kirchenleitung hataufGrund vonArtikel81 Absatz 1 der 

Verfassung die folgende Rechtsverordnung erlassen: 

§1

Aut der Grundlage der Vereinbarung über die 1,\'ahrnch­
mu ng der e\·angelischen Polizeiseeborge im Lande Schlt",\\'lg­
Hc)lstein vom 30. August 1978 beschließt die Kirchenleitung 
die Einrichtung eines Beirates für die Polizeiseelsorge in 
Schleswig-Holstein und die Ordnung des Beirates der Pfarr­
stelle der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche für die Polizeiseel­
sorge für den Bereich des Landes Schleswig-Holstein 

§2
Einrichtung eines Beirates für die Polizeiseelsorge 

\l) Dem Beirat gehören bis zu 15 :-Vfitglieder aus dem Bereich 
der Polizei des LandcS Schleswig-Holstein an. Der \·on der 
Kirchenleitung bernfene Pastor für die Polizeiseelsorge ist 
.\litglied des Beirate, kraft Amtes. 

12) Die Mitglieder des Beirates werden auf Vorschlag des
Polizeipastors der '.\ordelbischen Ev.-Luth. Kirche erstmals 
durch die Kirchenleitung bestellt. Bei Ausscheiden eines 
:vlitgliedes schlägt der Pastor für die Polizeiseelsorge dem 
Beirat ein neues :vlitglied zur Berufung vor. Der Beschluß des 
Beirates über die Berufung bedarf der Bestätigung durch die 
Kirchenleitung. Die Amtsdauer der einzelnen Beiratsmitglie­
der beträgt 3 Jahre; sie können einmalig wiederbestcllt werden. 

(3) Der Beirat v,:ählt aus seiner '.\-litte seinen Vorsitzenden
und stellvertretenden Vorsitzenden mit der Mehrheit der 
:vlitglieder. 

!-tl Der zuständige Referent des Nmdelbischen Kirchenam­
te, kann jederzeit mit beratender Stim rne an den Sitzum;en des 
Beirates teilnehmen. 

(5) Der Beirat kann Gäste mit beratender Stimme einladen.

§3
Aufgaben des Beirates für die Polizeiseelsorge 

Die Aufgaben des Beirates umfassen: 
a) C'nterst:ützung und Mitwirkung in der Wahrnehmung der

Polizeiseelsorge, insbesondere durch Beratung des Pastors
für die Polizeiseelsorge in der Ausrichtung seines Dienstes.

b) Beratung der Kirchenleihmg.
c) Entgegennahme und Besprechung des Jahresberichte, des

Pastors für die Polizeiseelsorge.
d) Abgabe einer Stellungnahme vor der Berufung des Pastors

für die Polizeiseelsorge gegenüber der Kirchenleitung der
.'.\ordelbischen Ev.-Luth. Kirche.

§4
Geschäftsordnung des Beirates für die Polizeiseelsrnge 

(1) Der Beirat soll mindestens dreimal im Jahr zusammen­
treten. 

(2) Der Pastor für die Polizeiseelsorge und der Vorsitzende
des Beirates bereiten die Sitzung vor. Der Vorsitzende des
Beirates - bzw. dessen Vertreter - berufen sie ein.

(3) Ein Drittel der bestellten Mitglieder des Beirates kann die
Einberufung zu einer außerordentlichen Sitzung verlangen.

(4) Der Beirat ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte
der bestellten Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse werden mit 
einfacher Mehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit gelten die 
Anträge als abgelehnt. 

(5) Über die Sitzung des Beirates ist ein Ergebnisprotokoll
zu führen, das allen Mitgliedern zugesandt wird. 
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§5
Inkrafttrl'ten 

Diese Rechts\·erordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün­
dung in Kraft. 

KL-1\:r llf,/91 

Kiel, den 19. Februar 1991 

Die Kirchenleitung 
!'rot Dr. Wilckens 

Bisclwt und Vorsitzender 

Bekanntmachung 
der Neufassung der Rechtsverordnung 

über die Fortbildung von Pastoren und Pastorinnen 
Vom 5. Februar 1991 

Aufgrund des Artikels 11 der Rechtsverordnung zur Ände­
rung der Rechtsverordnung über die Fortbildung von Pastoren 
und l'astorinm·n vom 11. Februar 1991 (G\'OBL S. 103) wird 
nachstehend der Wortlaut der Rechtsverordnung über die 
Fortbildung von Pastoren und Pastorinnen in der seit Novem­
ber 199() geltenden Fassung bekanntgemacht. 

Kiel, den 5. März 1991 

Nordelbisches Kirchenamt 
lm Auftrage: 
Magaard 

Rechtsverordnung über die Fortbildung 
von Pastoren und Pastorinnen 

§ 1
(1) Die Pastoren und Pastorinnen sollen einmal im Jahr an

einer ,rnerkannten Fortbildungs\·eranstaltung von einwöchi­
ger Dauer teilnehmen. Die Fortbildung ist Bestandteil der 
Berufstätigkeit. 

(2) 1',1storen und Pastorinnen z.A. müssen zur Erlangw1g
der Bewerbungsfähigkeit innerhalb der ersten drei Dienstjahre 
an zwei einwöchigen Fortbildungsveranstaltungen des Pasto­
ralkollegs sowie an drei Studientagen des l'astoralkollegs zu 
den Bereichen Kirchenrecht und Verwaltung teilnehmen. 

(3) Die Pröpste oder Pröpstinnen sind verpflichtet, die
Pastoren und Pastorinnen ihres Kirchenkreises zur Teilnahme 
an Fortbildungsveranstaltungen aufzufordern und bei der 
Vertretungsregelung behilflich zu sein. 

§2

(1) Die Kirchenleitung errichtet ein Pastoralkolleg. Es hat die
Aufgabe, Pastoren und Pastorinnen für ihren besonderen 
Dienst nach Artikel 20 Absatz 1 der Verfassung fortzubilden. 

(2) Die Kirchenleitung beruft den Rektor oder die Rektorin
des Pastoralkollegs. Er oder sie leitet das Pastoralkolleg und ist 
verantwortlich für die Planung und Durchf�ni.llg der 
Veranstaltungen. Der Rektor oder die Rektorin wir<:f vertreten 
durch einen Studienleiter oder eine Studienleiterin� der oder 
die ebenfalls von der Kirchenleitung berufen wird. Die 
Berufungen erfolgen auf die Dauer von sechs Jahren. Verlän­
gerungen sind möglich. 

(3) Der Rektor ooder die Rektorin beruft im Einvernehmen
mit dem zuständigen Bischof ooder der zuständigen Bischöfin 

weitere neben- oder ehrenamtliche MitMbeiter oder 'vfitarbei­
terinnen nach Bedarf im Rahmen cks H,1ushalts. 

§3

Einrichtungen zur Fcirtbildung innnhcilb und ,1u1k,rh,1]b ,:er 
:\!ordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche führen \vr­
anstaltungen durch, die YOmehmlich auf unterschiecüche 
Handlungsfelder ausgerichtet sind und der Begegnung r:1it 
den unterschiedlichen Leben�bereichen der Genw1ndegliede;· 
dienen. Pastoren und Pastorinnen können an solchen \'eran­
staltungen im Rahmen ihrer Fortbildung teilnehmen. Dabei ist 
auf die Eihigkeit zur Zu�ammenarbeit r,:it ,rndt'rt'n :vlitc1rbei­
tern oder Mitarbeiterinnen besonders zu achten. 

s .J-

(1) Für die Planung und Koordinierung der Fortbildung der
Pastoren und Pastorinnen in der Nordelbischen Evangeiisch­
Lutherischen Kirche wird ein BL'irat gebildet, lll'.;sen \fitglic·· 
der tür die Dauer von sechs jc1hren nm der Kirchenleitung 
berufen werden. Der Beirat wirkt mit den Bischöfen oder 
Bischöfinnen zusammen. 

(2) Den Vorsitz führt der Bbchof oder die Bischöfin, der oder
die für die Fortbildung zuständig ist. Der zuständige Dezer­
nent oder die zuständige Dezernentin des '.\ordelbischen 
Kirchenamk'� und der Rektor ,ider die Rektorin des l'a,;t,,ral­
kollegs gehören dem Beirat kraft Amtes an. Die Schriftführung 
wird dem i'<ordelbischen Kirchenamt übertragen. 

(3) Für den Beirat für f'astorenfortbildunggiltd1e Rechh\er­
ordnung über die Berufung und Tatigkeit von Ausschüssen 
der Kirchenleitung vom 10. Mai 1977 (GVOBl. 5. 122) in ,ier 
jeweils geltenden Fa,;,;ung enbprechend. sofern diese Re, hts­
verordnung keine abweichenden Regelungen enthält. 

(4) Fortbildungsveranstaltungen nach § 3 sind dem Beirat
von den Veranstaltern anzuzeigen. Der Beirat schlägt sie dL'm 
Nordelbischen Kirchenamt zur Anerkennung vor. Dieses prüft 
die Zweckmaßigkeit. die Finanzierung und die sachliche 
Qualität der Fortbildungsangebote und entscht·idd über die 
Anerkennung. 

(5) Das l\:ordelbische Kirchenamt kann einen Eigenbeitrag
festlegL'n. Er soll mindestens 25 'io der Ges,1mtkosten L'it1-
schließlich der Fahrtkosten betragen. 

(1) Das l'astoralkolleg ist berechtigt, die für die Planung und
Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen notwendi­
gen Daten zu erheben, zu speichern und auszuwerten. 

Es können Name, Adresse, Datum des Eintntts in den 
kirchlichen Dienst, bereits absolvierte oder geplante Fort- und 
Weiterbildungsmaßnahmen (Art und Datum) und gewünsch­
te Veranstaltungen gespeichert werden. Zur Speicherung 
aktueller Daten können die Angaben über Name, Adresse und 
Datum des Eintritts in den kirchlichen Dienst aus dem 
EDV-Gehaltsabrechnungsprogramm des Rechenzentrums 
Nordelbien-Berlin übernommen und in regelmäßigen Abstän­
den abgeglichen werden. Bei Ausscheiden aus dem kirchlichen 
Dienst sind die gespeicherten Daten zu löschen. 

(2) Aus der Datei können Auskünfte an das Nordelbische
Kirchenamt und den Dienstvorgesetzten erteilt werden. 

Az.: 30077 - E II 

§6
(Inkrafttreten) 
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Durchführung des Kirchenbesoldungsgesetzes 
hier: Abdruck des Bundesbesoldungsgesetzes in neuer 
Fassung 

Kiel, den 1. \larL 19Yl 
Im Anschluß an die Neufassung des Kirchenbesoldungsge­

setzes vom 13. Dezember 1990 (GVOBI. 1991 S. 36) wird 
nachstehend die :\feufassung des Bundesbesoldungsgesetzes 
mm 6. Februar 1991 (ßCBI. 1 S 293) bekanntgegeben. Die 
1:kkanntgabe erfolgt ,lllsl'.ugs\,·eise; insbesondere werden 
BL·stimmuns,·n. d i_, sq;enstand ,los oder im Cdtungsbereich 
des KBesG kraft Gesetzes oder ihrer Natur nach nicht 
anwendbar sind, nicht abgedruckt. Wegen der Tabellen der 
Grundgehälter, Ortszuschläge, Zulagen und Anwärterbezüge 
wird auf die Beka.nntmachungen vom 6. Juli 1989 (GVOBL 
S. 173) und 2. luli 199() (CVOBI S. 205 und 22]) \·ern·iesen. lm
ubrigcn nehmen wir Bezug ciut unsere Bekanntmachung nim
26. August 1986 (GVOBI. S. 217).

Az.: 3510 - D II 

1. Abschnitt:

.\lordelbisches Kirchenamt 
Im Auftrage: 
Grohm,1nn 

Bundesbesoldungsgesetz 
vom 6. Februar 1991 
Inhalts\·er Leichnis 

§§ 

Allgemeine Vorschriften 1 bis 17 a 
-, Abschnitt: 

Grundgehalt, Zuschüsse zum Gnmdgehalt 
für Professuren an Hochschulen 18 bis 38 
1. Unterabschnitt:

Allgemeine Grundsätze 18 bis 19 a 
2. Unterabschnitt:

Vorschriften für Beamte (und Soldaten) 20 bis 31 
3. Untcr,1b�chnitt:

Vorschriften für Professuren, Hochschul­
dozenten, Oberassistenten, Oberingenieure,
Künstlerische Assistenten und
Wissenschaftliche Assistenten 32 bis 36 

4. Unterabschnitt:
(Vorschriften tür Richter und Staatsanwälte) 37 und 38

3. Abschnitt:
Ortszuschlag 39 bis 41 

4. Abschnitt:
Zulagen, Vergütungen 42 bis 51 

5. Abschnitt:
(Auslandsdienstbezüge) 52 bis 58 

6. Abschnitt:
Anwärterbezüge 59 bis 66 

7. Abschnitt:
Jährliche Sonderzuwendung,
vermögenswirsame Leistungen und
jährliches Urlaubsgeld 67 bis 68 a 

8. Abschnitt:
(Dienstbekleidung, Heilfürsorge, Unterkunft
für Soldaten und Polizeivollzugsbeamte im
Bundesgrenzschutz) 69 und 70 

9. Abschnitt:
(Übergangs- und Schlußvorschriften) 71 bis 82 

2. 

1. Abschnitt
Allgemeine Vorschriften 

S 1 
Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Besoldung der
Bundesbeamten, der Beamten der Länder, der Gemeinden.
der Gemeinde\ erb,inde sowie der sunstigen d�T . ..\ ut,icbt
eines Lrndes unter�tehenden K,,rrerschaften, An,L, 1 tcn
und Stiftungen de, ,1ffentlichen RL'Ct:ts; ausgenommen ,md
die Ehrenbeamten und die Beamten auf Widerruf, die
nebenbei verwendet werden,

12) Zur Besoldung gehören folgende Dienstbezüge:
1. Cnindgehalt,
2. Zuschüsse zum Grundgehalt hir Prutessoren an Huchschu-

len,
3. Ortszuschlag,
-t Zulagen,
,_ \'ergütungen,
h. A.uslandsdienstbezuge.

(3) Zur Besoldung gehören ferner folgende sonstige Bezüge:
1. A.nwärterbezüge,
2. jährliche Sonderzuwendungen,
3. \·ermögenswirksame Leishmgen,
-! i:ibrliches Urlaub�geld.

(-lJ .... 

(j) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen
Religionsgesellschaften und ihre Verbände. 

§2
Regelung durch Gesetz 

11) Die Besoldung der Beamten wird durch Gesetz geregelt.
(2) Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, die

dem Beamten eine höhere als die ihm gesetzlich zustehende 
Besoldung verschaffen sollen, sind unwirksam. Das gleiche 
gilt tür Versicherungwerträge, die zu diesem Zweck ,1bge-
schlossen werden. 

(3) Der Beamte kann auf die ihm gesetzlich zustehende
Besoldung weder ganz noch teilweise \·erzichten; ausgenom­
men sind die vermögenswirksamen Leistungen. 

§3
Anspruch auf Besoldung 

(1) Die Beamten haben Anspruch auf Besoldung. Der
Anspruch entsteht mit dem Tag, an dem ihre Ernennung, 
Versetzung, Übernahme oder ihr Übertritt in den Dienst eines 
der in§ 1 Abs. 1 genannten Dienstherren wirksam wird. Bedarf 
es zur Verleihung eines Amtes mit anderem Endgrundgehalt 
(Grundgehalt) keiner Ernennung oder wird der Beamte 
rückwirkend in eine Planstelle eingewiesen, so entsteht der 
Anspruch mit dem Tag, der in der Einweisungsverfügung 
bestimmt ist. Wird ein Amt auf Grund einer Regelung nach§ 
21 Abs. 2 Nr. 1 zweiter Halbsatz, § 22 Abs. 1 eingestuft, so 
entsteht der Anspruch mit der Maßnahme, die der Einwei­
sungsverfügung entspricht. 

(2) ....
(3) Der Anspruch auf Besoldung endet mit Ablauf des Tages,

an dem der Beamte aus dem Dienstverhältnis ausscheidet, 
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 
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(4) Besteht der Anspruch auf Besoldung nicht fur einen
\'Ollen Kalendermonat. so wird nur der Teil der Bezüge 
::;ezahlt, der ,iut den .-\nspruchszeitr,ium entfällt, soweit 
gesetzlich nichts i\nderes bestimmt ist. 

(5) DieDienstbezügemch§l Abs.2Nr. 1 bis3und 6werden
monatlich im \·uraus gezc1hlt. Die ,mderen Bezü,,::e werden 
monatlich im vori\us gezahlt, soweit nichts anderes bestimmt 
ist. 

(h) \\1crden fü·züge n,ich dem Tc1g der F:illigkeit ,gez,1hlt. su
besteht kein Anspruch auf Verzugszinsen. 

§4
(Weitergewährung der Besoldung 

bei Versetzung in den einstweiligen Ruhestand 
oder bei Abwahl von Wahlbeamten auf Zeit) 

§5
Besoldung bei mehreren Hauptämtern 

Hat der Beamte mit Genehmigung der obersten Dienstbehör­
de gleichzeitig mehrere besoldete Hauptämter inne, so wird 
die Besoldung ,,us dem a\mt mit den höheren Dienstbezügen 
gewährt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Sind 
für die ,i..mter Dienstbezüge in gleicher Höhe vorgesehen, so 
werden die Dienstbezüge aus dem ihm zuerst übertragenen 
Amt gezahlt, so1\·eit gesetzlich nichts ,mdcres bestimmt ist. 

§6
Besoldung 

für teilzei tbeschäftigte Beamte 
Ein Beamter, dessen regelmäßige Arbeitszeit nach§ 72 a Abs. 

1 Satz I Nr. l oder 2, § 79 d Abs. 1 Nr. 1 oder§ 89 ,1 Abs. 2 Nr. 
1 des Bundesbeamtengesetzes oder entsprechendem Landes­
recht ermäßigt worden ist, erhält im gleichen Verhältnis 
\'erringerte Dienstbezüge. 

§7
Kaufkraftausgleich 

Hat der Beamte seinen dienstlichen Wohnsitz in einem 
fremden Währungsgebiet und muß er über die Bezüge in der 
Währung dieses Gebietes verfugen, so ist ein Cnterschied 
zwischen der Kaufkratt der fremden Währung und der 
Kaufkraft der Deutschen Mark durch Zu- oder Abschläge 
auszugleichen <Kaufkrafti\usgleich). Der Kaufkraftausgleich 
wird\ om Bundesminister des Innern im Benehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen geregelt; .... 

§8
(Kürzung der Besoldung bei Gewährung 

einer Versorgung durch eine zwischenstaatliche 
oder überstaatliche Eiruichtung) 

§9
Verlust der Besoldung 

bei schuldhaftem fernbleiben vom Dienst 
Bleibt der Beamte ohne Genehmigung schuldhaft dem 

Dienst fern, so verliert er für die Zeit des Fembleibens seine 
Bezüge. Dies gilt auch bei einem Fernbleiben vom Dienst für 
Teile eines Tages. Der Verlust der Bezüge ist festzustellen. 

§9a
Anrechnung anderer Einkünfte auf die Besoldung 

(1) Haben Beamte Anspruch auf Besoldung für eine Zeit, in
der sie nicht zur Dienstleistung verpflichtet waren, kann ein 
infolge der unterbliebenen Dienstleistung für diesen Zeitraum 

erzieltes anderes Einkommen auf die Besoldung angerechnet 
werden. Der Beamte ist zur Auskunft verpflichtet. In den 
F:illcn einer 1orLiufigen Dien,tenthl'bung ,rnt Grund eines 
Disziplinarverfahrens gelten die besonderen Vorschriften des 
Disziplinarrechts. 

(2) 

§ 10
Anrechnung von Sachbezügen auf die Besoldung 

Erh,ilt ein Beamter SachbeLüge, so werden diese unter 
Berücksichtigung ihres wirtschaftlichen Wertes mit einem 
angemessenen Betrag auf die Bl'soldung i\ngerechnet, sm,eit 
nichts dnderes bestimmt ist. 

§ 11
Abtretung von Bezügen, Verpfändung, 

Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrecht 
(11 Der Beamte kann, wenn bundesgesetzlich nichts anderes 

bestimmt ist, Ansprüche auf Bezüge nur ,1btreten uder 
verpfänden, soweit sie der Pfändung unterliegen. 

(2) Gegenüber Ansprüchen auf Bezüge kann der Dienstherr
ein Aufrechnungs- oder Zurückbehdltungsrecht nur in f l,1he 
des pfändbaren Teils der Bezüge geltend machen. Dies gilt 
nicht, soweit gegen den Beamten ein Anspruch auf Schaden­
ersatz wegen, orsätzlicher unerlaubter H,mdlung besteht 

§ l2
Rückforderung von Bezügen 

(1) Wird ein Beamter durch eine gesetzliche Ändenmg
seiner Bezüge einschließlich der Einreihung seines Amtes in 
die Besoldungsgnipf'en der Besuldung,nrdnun_gen mit ruck­
wirkender Kraft schlechter gestellt, so sind die Unterschieds­
beträge nicht zu erstatten. 

(21 Im übrigen regelt sich die Rückforderung zuviel ?;e,.-ahl­
ter Bezüge nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz­
buchs über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiche­
rung, soweit gesetzli(:h nichts anderes bestimmt ist. Der 
Kenntnis des '.vlangels des rechtlichen Grundes der Zahlung 
steht es gleich, wenn der Mangel so offensichtlich war, daß der 
Empfänger ihn hätte erkennen müssen. Von der Rückforde­
rung kann aus Billigkeitsgrunden mit Zustimmung der 
obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle 
ganz oder teilweise abgesehen werden. 

§ 13
Wahrung des Besitzstandes 

(l l Ein Beamter, der in ein anderes Amt mit geringerem
Endgrundgehalt (Grundgehalt) übertritt, übernommen oder 
versetzt wird, weil seine Körperschaft oder Behörde ganz oder 
teilweise aufgelöst, umgebildet oder mit einer anderen Körper­
schaft oder Behörde verschmolzen oder in eine andere 
Körperschaft oder Behörde eingegliedert wird (§§ 19, 128 des 
Beamteruechtsrahmengesetzes, § 26 Abs. 2 des Bundesbeam­
tengesetzes oder entsprechende landesrechtliche Vorschrif­
ten), erhält eine ruhegehaltfähige Ausgleichszulage. Sie wird 
in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem jeweiligen 
Grundgehalt und Ortszuschlag des Beamten und dem jeweili­
gen Grundgehalt und Ortszuschlag, die ihm in seinem 
bisherigen Amt zugestanden hätten, gewährt; Änderungen 
der besoldungsmäßigen Zuordnung des bisherigen Amtes 
bleiben unberücksichtigt. Die Ausgleichszulage wird bei 
Beamten auf Zeit nur für die Dauer der restlichen Amtszeit 
gewährt. Richtet sich die Zuordnung des Amtes eines Beamten 
zu einer Besoldungsgruppe nach der Schülerzahl einer Schule 
und erfüllt der Beamte wegen zurückgehender Schülerzahlen 
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die Voraussetzungen für die Zuordnung seines Amtes nicht 
mehr, gelten Sätze I bis 3 sinngemäß; Absatz 3 bleibt 
unberührt. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn ein Beamter zur
\'ermeidung der Versetzung in den Ruhestand in ein anderes 
Amt mit geringerem Endgmndgehalt versetzt wird, weil 

a) für seine Lautbahn oder sein Amt durch Rechts- oder
Ven\'altungsvorschriften besondere gesundheitliche An­
forderungen festgesetzt sind und

b) er nach Feststellung eines Amtsarztes, eines beamteten
A.rztes oder eines Vertrauensarztes diese besonderen
gesundheitlichen Anforderungen nicht mehr erfüllt, ohne
daß er dies zu vertreten hat.

(3) Scheidet ein Beamter in anderen Fällen aus einem Amt
aus, um ein anderes Amt zu übernehmen, und verringert sich 
durch den Übertritt sein Grundgehalt, so erhält er eine 
ruhegehaltfähige Ausgleichzulage in Höhe des Unterschieds­
betrages zwischen seinem jeweiligen Grundgehalt und dem 
Gmndgehalt, das ihm in seinem bisherigen Amt zuletzt 
zustand. Der Gesamtbetrag von Grundgehalt und Ausgleichs­
zulage darf das Endgrundgehalt seines jeweiligen Amtes nicht 
übersteigen; dies gilt nicht beim Aufstieg in die nächsthöhere 
Lautbahngruppe. Steigt ein Beamter, dem eine Amtszulage 
oder mhegehaltfähige Stellenzulage zusteht, in die nächsthö­
here Lautbahn auf, wird die Ausgleichszulage entsprechend 
Absatz 1 Satz 2 gewährt. Die Ausgleichszulage wird nicht 
gewährt, wenn die Verringemng des Grundgehalts auf einer 
Disziplinarmaßnahme in einem disziplinargerichtlichen Ver­
fahren beruht. 

(4) .... 

(5) Scheidet ein Beamter in den Fällen, in denen für die 
Ruhegehaltfähigkeit einer Stellenzulage eine mindestens 
zehnjährige zulageberechtigende Verwendung gefordert ist, 
nach Erfüllung dieser Voraussetzung aus dienstlichen Grün­
den aus der Verwendung aus, um eine andere Verwendung zu 
übernehmen, und verringert sich dadurch sein Grundgehalt, 
so erhält er eine Ausgleichszulage entsprechend Absatz 1 
Satz 2. 

(6) Zum Endgrundgehalt und Grundgehalt gehören außer
Amtszulagen auch ruhegehaltfähige Stellenzulagen sowie 
mhegehaltfähige Zuschüsse zum Grundgehalt für Professoren 
an Hochschulen. Nichtruhegehaltfähige Stellenzulagen, die in 
dem neuen Amt zustehen, werden auf die Ausgleichszulage 
angerechnet. 

§ 14

Anpassung der Besoldung 

Die Besoldung wird entsprechend der Entwicklung der 
allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse 
und unter Berücksichtigung der mit den Dienstaufgaben 
verbundenen Verantwortung durch Bundesgesetz regelmäßig 
angepaßt. 

§ 15
Dienstlicher Wohnsitz 

(1) Dienstlicher Wohnsitz des Beamten ist der Ort, an dem
die Behörde oder ständige Dienststelle ihren Sitz hat. 

(2) Die oberste Dienstbehörde kann als dienstlichen Wohn­
sitz anweisen: 
1. den Ort, der Mittelpunkt der dienstlichen Tätigkeit des

Beamten ist,
2. den Ort, in dem der Beamte mit Zustimmung der vorgesetz­

ten Dienststelle wohnt,

3. einen Ort im Inland; wenn der Beamte im Ausland an der
deutschen Grenze beschäftigt ist. 

Sie kann diese Befugnis auf nachgeordnete Stellen übertragen. 

§ 16
(Amt, Dienstgrad) 

§ 17
Auf wandsentschädigungen 

Aufwandsentschädigungen dürfen nur gewährt werden, 
wenn aus dienstlicher Veranlassung Aufwendungen entste­
hen, deren l:öernahme dem Beamten nicht zugemutet werden 
kann, und der Haushaltsplan Mittel dafür zur Verfügung stellt. 

§ 17 a
Zahlungsweise 

Für die Zahlung der Besoldung nach § 1 Abs. 2 und 3 und 
von Aufwandsentschädigungen nach§ 17 hat der Empfänger 
auf Verlangen der zuständigen Behörde ein Konto im Inland 
anzugeben oder eiI12urichten, auf das die Übenveisung 
erfolgen kann. Die Löermittlungskosten mit Ausnahme der 
Kosten für die Gutschrift auf dem Konto des Empfängers trägt 
der Dienstherr, die Kontoeinrichtungs-, Kontofühmngs- oder 
Buchungsgebühren trägt der Empfänger. Eine Auszahlung auf 
andere Weise kann nur zugestanden werden, wenn dem 
Empfänger die Einrichtung oder Benutzung eines Kontos aus 
wichtigem Grund nicht zugemutet werden kann. 

2. Abschnitt

Grundgehalt, Zuschüsse zum Grundgehalt 
für Professoren an Hochschulen 

1. Unterabschnitt

Allgemeine Grundsätze 

§ 18
Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung 

Die Funktionen der Beamten sind nach den mit ihnen 
verbundenen Anforderungen sachgerecht zu bewerten und 
Ämtern zuzuordnen. Die Ämter sind nach ihrer Wertigkeit 
unter Berücksichtigung der gemeinsamen Belange aller 
Dienstherren den Besoldungsgmppen zuzuordnen. 

§ 19
Bestimmung des Grundgehaltes nach dem Amt 

(1) Das Grundgehalt des Beamten bestimmt sich nach der
Besoldungsgruppe des ihm verliehenen Amtes. Ist ein Amt 
noch nicht in einer Besoldungsordnung enthalten oder ist es 
mehreren Besoldungsgruppen zugeordnet, bestimmt sich das 
Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe, die in der Einwei­
sungsverfügung bestimmt ist; die Einweisung bedarf bei 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts in den Fällen, in denen das Amt in einer Besoldungs­
ordnung noch nicht enthalten ist, der Zustimmung der 
obersten Rechtsaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem 
für das Besoldungsrecht zuständigen Minister. Ist dem Beam­
ten noch kein Amt verliehen worden, so bestimmt sich das 
Grundgehalt des Beamten nach der Besoldungsgruppe seines 
Eingangsamtes; soweit die Einstellung in einem anderen als 
dem Eingangsamt erfolgt ist, bestimmt sich das Grundgehalt 
nach der entsprechenden Besoldungsgruppe. 

(2) Ist einem Amt gesetzlich eine Funktion zugeordnet oder
richtet sich die Zuordnung eines Amtes zu einer Besoldungs­
gruppe einschließlich der Gewährung von Amtszulagen nach 
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einem gesetzlich festgelegten Bewertungsmaßstab, insbeson­
dere nach der Zahl der Planstellen, nach der Einwohnerzahl 
einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes oder nach der 
Schülerzahl einer Schule, so gibt die Erfüllung dieser Voraus­
setzungen allein keinen Anspruch auf die Besoldung aus 
diesem Amt. 

(1) .... 

§ 19 a
( weggefallen) 

2. Cnterabschnitt
Vorschriften für Beamte 

§ 20
Besoldungsordnungen A und B 

(2) Die Bundesbesoldungsordnung A- aufsteigende Gehäl­
ter - und die Bundesbesoldungsordnung B - feste Gehälter -
sind Anlage I. Die Grundgehaltssätze der Besoldungsgruppen 
sind in der Anlage IV ausgewiesen. 

(3) ....

§§ 21, 22
(nicht anwendbar) 

§ 23
Eingangsämter für Beamte 

(1) Die Eingangsämter für Beamte sind folgenden Besol­
dungsgruppen zuzuweisen: 
1. in Laufbahnen des einfachen Dienstes der Besoldungsgru p­

pe A2, A 3  oder A 4, 
2. in Laufbahnen des mittleren Dienstes der Besoldungsgrup­

pe AS oder A 6,
3. in Laufbahnen des gehobenen Dienstes der Besoldungs­

gruppe A9,
4. in Laufbahnen des höheren Dienstes der Besoldungsgruppe

A 13.

(2) In Laufbahnen des gehobenen Dienstes, in denen für die
Befähigung der Abschluß einer Fachhochschule gefordert 
wird, ist das Eingangsamt tür Beamte, die für die Befähigung 
den Fachhochschulabschluß nachweisen, der Besoldungs­
gruppe A 10 zuzuweisen. 

§ 24
(Eingangsamt 

für Beamte in besonderen Laufbahnen) 

§§ 25, 26
(nicht anwendbar) 

§ 27
Bemessung des Grundgehaltes 

(1) Das Grundgehalt wird, soweit die Besoldungsordnun­
gen nicht feste Gehälter vorsehen, nach Dienstaltersstufen 
bemessen. Es steigt von zwei zu zwei Jahren bis zum 
Endgrundgehalt. Der Tag, von dem für das Aufsteigen in den 
Dienstaltersstufen auszugehen ist, bestimmt sich nach dem 
Besoldungsdienstalter. 

(2) Die Berechnung und die Festsetzung des Besoldungs­
dienstalters sind dem Beamten schriftlich mitzuteilen. 

(3) Der Anspruch auf das Aufsteigen in den Dienstaltersstu­
fen ruht, solange der Beamte vorläufig des Dienstes enthoben 
ist. Führt ein Disziplinarverfahren zur Entfernung aus dem 

Dienst oder endet das Dienstverhältnis durch Entlassung auf 
Antrag des Beamten oder infolge strafgerichtlicher Verurtei­
lung, so erlischt der Anspruch auch für die Zeit des Ruhens. 

§ 28
Besoldungsdienstalter 

(1) Das Besoldungsdienstalter beginnt am Ersten des :Vlo­
nats, in dem der Beamte das einundzwanzigste Lebensjahr
vollendet hat.

(2) Der Beginn des Besoldungsdienstalter, nach Absatz 1
wird um Zeiten nach Vollendung des einunddreißigsten 
Lebensjahres, in denen kein Anspruch auf Besoldung bestand, 
hinausgeschoben, und zwar um ein Viertel der Zeit bis zum 
vollendeten fünfunddreißigsten Lebensjahr und um die Hälfte 
der weiteren Zeit. Bei Beamten in Laufbahnen mit einem 
Eingangsamt der Besoldungsgruppe A 13 oder A 14 tritt an die 
Stelle des einunddreißigsten das fünfunddreißigste Lebens­
jahr. Die Zeiten werden auf volle Monate abgerundet. Der 
Besoldung im Sinne des Satzes 1 stehen Bezüge aus einer 
hauptberuflichen Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-rechtli­
chen Dienstherrn (§ 29) sowie eines sonstigen Arbeitgebers, 
der die im öffentlichen Dienst geltenden Tarit\ t'rtr;ige odt'r 
Tarifverträge wesentlich gletchen Inhalts anwt'ndet, gleich. 

(3) Absatz 2 gilt nicht für Zeiten einer Kinderbetreuung bis
zu drei Jahren für jedes Kind und für Zeiten einer Beurlaubung 
ohne Dienstbezüge, wenn die oberste Dienstbehörde oder die 
von ihr bestimmte Stelle schriftlich anerkannt hat, daß der 
lJrlaub dienstlichen Interessen oder bffentlichen Belangen 
dient. 

(4) Hat der Beamte an dem Tage, von dem an er nach § 3
Dienstbezüge zu erhalten hat, das einundzwanzigste Lebens­
jahr noch nicht vollendet, erhält er das Anfangsgrundgehalt 
seiner Besoldungsgruppe. 

§ 29
Öffentlich-rechtliche Dienstherren 

(1) Öffentlich-rechtliche Dienstherren im Sinne dieses Ge­
setzes sind das Reich, der Bund, die Länder, die Gemeinden 
(Gemeindeverbände) und andere Kbrperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts mit Ausnahme der 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihrer Ver­
bände. 

(2) Der Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-rechtlichen
Dienstherrn steht gleich 

1. für Personen deutscher Staatsangehörigkeit oder Volkszu­
gehörigkeit die bis zum 8. Mai 1945 ausgeübte gleichartige
Tatigkeit im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn
in den Gebieten, die nach dem 31. Dezember 1937 dem Reich
angegliedert waren,

2. für volksdeutsche Vertriebene und Umsiedler die gleichar­
tige Tatigkeit im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienst­
herrn im Herkunftsland.

§ 30
( weggefallen) 

§ 31
(weggefallen) 

3. Unterabschnitt
Vorschriften für Professoren, 

Hochschuldozenten, Oberassistenten, 
Oberingenieure, Künstlerische Assistenten 

und Wissenschaftliche Assistenten 
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§ 32
( weggefallen) 

§ 33
Bundesbesoldungsordnung C 

Die Ämter der Professoren an Hochschulen, Hochschuldo­
zenten, Oberassistenten, Oberingenieure, Künstlerischen Assi­
stenten und Wissenschaftlichen Assistenten und ihre Besol­
dungsgruppen sind in der Bundesbesoldungsordnung C 
(Anlage 11) geregelt. Die Grundgehaltssätze der Besoldungs­
gruppen sind in der Anlage IV ausgewiesen. 

§ 34
Zuschüsse zum Grundgehalt 

Professoren an Hochschulen können nach Maßgabe der 
Vorbemerkungen Nummern 1, 2 und 2 a zur Bundesbesol­
dungsordnung C Zuschüsse zum Grundgehalt erhalten. 

§ 35
( Obergrenzen) 

§ 36
Bemessung des Grundgehaltes, 

Besoldungsdienstalter 

Für die Bemessung des Grundgehaltes und das Besoldungs­
dienstalter gelten die §§ 27 und 28 mit der Maßgabe, daß in 
§ 28 Abs. 2 an die Stelle des einunddreißigsten Lebensjahres
das fünfunddreißigste Lebensjahr und für Professoren das
vierzigste Lebensjahr tritt.

4. Unterabschnitt
(Vorschriften für Richter und Staatsanwälte) 

3. Abschnitt
Ortszuschlag

§ 39
Grundlage des Ortszuschlages 

(1) Der Ortszuschlag wird nach der Anlage V gewährt. Seine
Höhe richtet sich nach der Tarifklasse, der die Besoldungs­
gruppe des Beamten zugeteilt ist, und nach der Stufe, die den 
Familienverhältnissen des Beamten entspricht. 

(2) .... 

§40
Stufen des Ortszuschlages 

(1) Zur Stufe 1 gehören die ledigen und die geschiedenen
Beamten sowie Beamte, deren Ehe aufgehoben oder für nichtig 
er klärt ist. 

(2) Zur Stufe 2 gehören
1. verheiratete Beamte,
2. verwitwete Beamte,
3. geschiedene Beamte und Beamte, deren Ehe aufgehoben

oder für nichtig erklärt ist, wenn sie aus der Ehe zum
Unterhalt verpflichtet sind,

4. andere Beamte. die eine andere Person nicht nur vorüber­
gehend in ihre Wohnung aufgenommen haben und ihr
Unterhalt gewähren, weil sie gesetzlich oder sittlich dazu
verpflichtet sind oder aus beruflichen oder gesundheitli­
chen Gründen ihrer Hilfe bedürfen. Dies gilt bei gesetzlicher
oder sittlicher Verpflichtung zur Unterhaltsgewährung
nicht, wenn für den Unterhalt der aufgenommenen Person

Mittel zur Verfügung stehen, die, bei einem Kind einschließ­
lich des gewährten Kindergeldes und des kinderbezogenen 
Teils des Ortszuschlages, das Sechsfache des Unterschieds­
betrages zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 übersteigen. 
Als in die Wohnung aufgenommen gilt ein Kind auch dann, 
wenn der Beamte es auf seine Kosten anderweitig unterge­
bracht hat, ohne daß dadurch die häusliche Verbindung mit 
ihm aufgehoben werden soll. Beanspruchen mehrere nach 
dieser Vorschrift oder nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b 
Anspruchsberechtigte, Angestellte im öffentlichen Dienst 
oder auf Grund einer Tatigkeit im öffentlichen Dienst 
Versorgungsberechtigte wegen der Aufnahme einer ande­
ren Person oder mehrerer anderer Personen in die gemein­
sam bewohnte Wohnung Ortszuschlag der Stufe 2, eine 
entsprechende Leistung oder einen Anwärterverheirateten­
zuschlag, wird der Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 
und der Stufe 2 des für den Beamten maßgebenden 
Ortszuschlages nach der Zahl der Berechtigten anteilig 
gewährt. 

(3) Zur Stufe 3 und den folgenden Stufen gehören die
Beamten der Stufe 2, denen Kindergeld nach dem Bundeskin­
dergeldgesetz zusteht oder ohne Berücksichtigung des§ 3 oder 
§ 8 des Bundeskindergeldgesetzes zustehen würde. Die Stufe
richtet sich nach der Anzahl der berücksichtigungsfähigen 
Kinder. 

(4) Beamte der Stufe 1, denen Kindergeld nach dem
Bundeskindergeldgesetz zusteht oder ohne Berücksichtigung 
des § 3 oder § 8 des Bundeskindergeldgesetzes zustehen 
würde, erhalten zusätzlich zum Ortszuschlag der Stufe 1 den 
Unterschiedsbetrag zwischen Stufe 2 und der Stufe, die der 
Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder entspricht. Ab­
satz 6 gilt entsprechend. 

(5) Steht der Ehegatte eines Beamten als Beamter, Richter
oder Soldat oder Angestellter im öffentlichen Dienst oder ist er 
auf Grund einer Tatigkeit im öffentlichen Dienst nach 
beamtenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigt und 
stünde ihm ebenfalls der Ortszuschlag der Stufe 2 oder einer 
der folgenden Stufen oder eine entsprechende Leistung in 
Höhe von mindestens der Hälfte des Unterschiedsbetrages 
zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des Ortszuschlages der 
höchsten Tarifklasse zu, so erhält der Beamte den Unterrichts­
betrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des für ihn 
maßgebenden Ortszuschlages zur Hälfte; dies gilt auch für die 
Zeit, für die der Ehegatte Mutterschaftsgeld bezieht. § 6 findet 
auf den Unterschiedsbetrag keine Anwendung, wenn einer 
der Ehegatten vollbeschäftigt oder nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen versorgungsberechtigt ist oder beide Ehegatten 
mit jeweils mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeits­
zeit beschäftigt sind. 

(6) Stünde neben dem Beamten einer anderen Person, die im
öffentlichen Dienst steht oder auf Grund einer Tätigkeit im 
öffentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 
oder nach einer Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt ist, 
der Ortszuschlag nach Stufe 3 oder einer der folgenden Stufen 
zu, so wird der auf das Kind entfallende Unterschiedsbetrag 
zwischen den Stufen des Ortszuschlags dem Beamten ge­
währt, wenn und soweit ihm das Kindergeld nach dem 
Bundeskindergeldgesetz gewährt wird oder ohne Berücksich­
tigung des § 8 des Bundeskindergeldgesetzes vorrangig zu 
gewähren wäre; dem Ortszuschlag nach Shife 3 oder einer der 
folgenden Stufen stehen der Sozialzuschlag nach den Tarifver­
trägen für Arbeiter des öffentlichen Dienstes, eine sonstige 
entsprechende Leistung oder das Mutterschaftsgeld gleich. 
Auf das Kind entfällt derjenige Unterschiedsbetrag, der sich 
aus der für die Anwendung des Bundeskindergeldgesetzes 
maßgebenden Reihenfolge der Kinder ergibt.§ 6 findet auf den 
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Unterschiedsbetrag keine Anwendung, wenn einer der An­
spruchsberechtigten im Sinne des Satzes 1 vollbeschäftigt oder 
nach b1c'amtenrechtlichen Grunds:üzen versorgungsberechtigt 
ist oder mehrere Anspruchsberechtigte mit jeweils mindestens 
der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt sind. 

(7) Öffentlicher Dienst im Sinne der Absätze 2, 5 und 6 ist
die Tatigkeit im Dienste des Bundes, eines Landes, einer 
Gemeinde oder anderer Körperschaften, Anstalten und Stif­
tungen des öffentlichen Rechts oder der Verb,4nde von solchen; 
ausgenummen 1st die Tätigkeit bei ottentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften oder ihren Verbänden, sofern nicht bei 
organisatorisch selbständigen Einrichtungen, insbesondere 
bei Schulen, Hochschulen, Krankenhäusern, Kindergärten, 
Altersheimen, die Voraussetzungen des Satzes 3 erfüllt sind. 
Dem öffentlichen Dienst steht die Tätigkeit im Dienst einer 
/Wischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung gleich, 
,rn der der Bund oder eine der in Satz I bezeichneten 
Körperschaften oder einer der dort bezeichneten Verbande 
durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer 
Weise beteiligt ist. Dem öffentlichen Dienst steht ferner gleich 
die Tatigkeit im Dienst eines sonstigen Arbeitgebers, der die 
für den öffentlichen Dienst geltenden Tarifverträge nder 
Tarifvertrage wesentlich gleichen Inhaltes oder die darin oder 
in Besoldungsgesetzen über Ortszuschläge oder Sozialzu­
schläge getroffenen Regelungen oder vergleichbare Regelun­
gen anwendet, wenn der Bund oder eine der in Satz 1 
bezeichneten Körperschaften oder Verbände durch Zahlung 
von Bei trägen oder Zuse hüssen oder in anderer Weise beteiligt 
ist. Die Entscheidung, ob die Voraussetzungen erfüllt sind, 
trifft der für das Besoldungsrecht zust:4ndige \1inister oder die 
von ihm bestimmte Stelle. 

§ 41
Änderung des Ortszuschlages 

(1) Der Ortszuschlag einer anderen Ta1ifklasse wird \'On
demselben Tage an gezahlt wie das Grundgehalt der neuen 
Besoldungsgruppe. 

(2) Der Ortszuschlag einer höheren Stufe wird vorn Ersten
des \1onats an gezahlt, in den das für die Erhöhung 
maßgebende Ereignis fällt. Er wird nicht mehr gezahlt für den 
Monat, in dem die Anspmchsvoraussctzungen an keinem 
Tage vurgelegen haben. Die Sätze I und 2 gelten entsprechend 
für die Zahlung von Cnterschiedsbeträgen oder Teilen von 
Unterschiedsbeträgen zwischen den Stufen des Ortszuschla­
ges. 

4. Abschnitt
Zulagen, Vergütungen 

§ 42

Amtszulagen und Stellenzulagen 

(1) Für herausgehobene Funktionen können Amtszulagen
und Stellenzulagen vorgesehen werden. Sie dürfen 75 vom 
Hundert des Unterschiedsbetrages zwischen dem Endgrund­
gehalt der Besoldungsgruppe des Beamten und dem End­
grundgehalt der nächsthöheren Besoldungsgruppe nicht über­
steigen, soweit bundesgesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Die Amtszulagen sind unwiderruflich und ruhegehaltfä­
hig. Sie gelten als Bestandteil des Grundgehaltes. 

(3) Die Stellenzulagen dürfen nur für die Dauer der
Wahrnehmung der herausgehobenen Funktionen gewährt 
werden. Wird dem Beamten vorübergehend eine andere 
Funktion übertragen, die zur Herbeiführung eines im beson­
deren öffentlichen Interesse liegenden unaufschiebbaren und 
zeitgebundenen Ergebnisses im Inland wahrgenommen wer-

den muß, wird für die Dauer ihrer Wahrnehmung die 
Stellenzulage weiter gewährt. Daneben wird eine Stellenzula­
ge für diese andere Funktion nur in der Höhe de� \fehrbetra­
ges gew:üirt. Die Entscheidung. ob die Vorausset,ungen des 
Satzes 2 vorliegen, trifft die oberste Dienstbehörde im 
Einvernehmen mit dem für das Besoldungsrecht zuständigen 
Minister. 

(4) Die Stellenzulagen sind widerruflich und nur ruhege­
haltfähig, wenn dies gesetzlich bestimmt ist. 

(5) ... 

§ 43
Stellenzulagen für Beamte 
in der Hochschulleitung 

Der Bundesminister des Innern wird ermachbgt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Gewährung einer Stellenzulage für Beamte zu regeln, die 
zusätzlich zu ihren sonstigen Aufgaben im Bereich einer 
Hochschule folgende Funktionen wahrnehmen: 
1. Leiter von Hochschulen oder, wenn die Hochschule regio­

nal oder cirtlich in Abteilungen gegliedert bt. \'lln AbtPilun­
gen von Hochschulen so1, ie ständige Vertreter,

2. Vorsitzende von Hochschulleitungsgrernien und ständige
Vertreter,

3. Mitglieder von Hochschulleitungsgremien,
4. Leiter von zentralen Kollegialorganen,
5. Leiter \'On gemeinsamen Kommissionen,
6. Leiter von Fachbereichen.
Es kann bestimmt werden, inwieweit mit der Stellenzulage ein 
besonderer Aufwand des Beamten mit abgegolten ist. 

§ 44
(Stellenzulage für hauptamtliche Lehrkräfte) 

§ 45
(weggefallen) 

§ 46
Zulage für die Wahrnehmung 
eines höherwertigen Amtes 

(1) Ein Beamter, dem auf Grund besonderer landesrechtli­
cher Rechtsvorschrift ein höhenvertiges Amt mit zeitlicher 
Begrenzung übertragen worden ist, erhält für die Dauer der 
Wahrnehmung eine Zulage, wenn er das höherwertige Amt 
auf dem übertragenen Dienstposten wegen der besonderen 
Rechtsvorschrift nicht im V\'ege der Befördemng erreichen 
kann. 

(2) Die Zulage wird in Höhe des Unterschiedsbetrages
zwischen dem Grundgehalt und dem Ortszuschlag seiner 
Besoldungsgruppe und dem Grundgehalt und dem Ortszu­
schlag der Besoldungsgruppe gewährt, der das höherwertige 
Amt zugeordnet ist. Auf die Zulage ist eine dem Beamten nach 
Nummer 27 der Vorbemerkungen zu den Bundesbesoldungs­
ordnungen A und B zustehende Stellenzulage anzurechnen. 

(3) Die Zulage gehört zu den ruhegehaltfähigen Dienstbe­
zügen, wenn 

1. sie länger als zehn Jahre ununterbrochen gewährt worden
ist; hat der Beamte beim Eintritt in den Ruhestand ein Amt
mit einem höheren Endgrundgehalt als bei Beendigung der
zulageberechtigenden Verwendung inne, so wird die Zula­
ge entsprechend verringert oder

2. der Beamte während der zulageberechtigenden Verwen­
dung wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt
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worden oder \·erstorben ist und die Zulage mindestens zwei 
Jahre bezogen hat oder infolge rnn Krankheit, \'erwundung 
oder sonstiger Beschädigung, die er sich ohne grobes 
Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlassung des 
Dienstes zugezogen hat, in den Ruhestand versetzt worden 
oder verstorben ist. 

liegen für mehrere Zulagen die \'oraussetzungen nach Satz 1 
vor, so gehört nur die Zul_age aus dem höher eingestuften Amt, 
bei gleich eingesh1ften Amtern die Zulage aus dem zulet,t 
ul'ertragt:·nen Amt ,u ckn ruhcgchaltfähigen Dien,tbezügen. 

§ 47
(Zulagen für besondere Erschwernisse) 

§ 48
(Mehrarbeitsvergütung, Vergütung für die Teilnahme 
an Sitzungen kommunaler Vertretungskörperschaften 

und ihrer Ausschüsse) 

§ 49
(Vergütung für Beamte im Vollstreckungsdienst) 

§ ;u
Lehrvergütung für Professoren 

Soweit auf Grund der Prüfungs- und Studienordnungen der 
Lehrbedarf für ein Fach eine Lehrtätigkeit eines Professors 
L'rfordert, die die Regellehrverpflichtung seines Amtes über­
,chreitet, wird dem Professor für die weitere Lehrt:Higkeit eine 
Lehrvergütung gewährt. Die Regellehrverpflichtung und die 
Höhe der Lehn·ergütung werden durch Rechtsverordnung 
des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft bestimmt; 
die Rechtsverordnung bedarf des Einvernehmens des Bundes­
ministers des Innern und der Zustimmung des Bundesrates. 
Die Regellehrverpflichtung ist nach Wochenstunden bezogen 
,1uf die einzelntcn L:nttcrrichtsver,rnstaltungtcn ftcstzulegen und 
nach dem Umtang der Lehrtätigkeit zu staffeln. Die Lehrver­
gütung wird höchstens für vier \.\'ochenstunden gewährt. 

§ 50 a 
(Vergütung für Soldaten 

mit besonderer zeitlicher Belastung) 

§ 51
Andere Zulagen und Vergütungen 

Andere als die in diesem Abschnitt geregelten Zulagen und 
Vergütungen dürien nur gewährt ,verden, soweit dies bundes­
gesetzlich bestimmt ist. Vergütungen für Nebent:itigkeiten im 
offentlichen Dienst bleiben unberührt. 

5. Abschnitt

§§ 52-58
Auslandsdienstbezüge 

(nicht anwendbar) 

6. Abschnitt
Anwärterbezüge 

§59
Anwärterbezüge 

(1) BeamteaufWiderruf im Vorbereitungsdienst (Anwärter)
erhalten Anwärterbezüge, 

(2) Zu den Anwärterbezügen gehören der Anwärtergrund­
betrag, der Anwärterverheiratetenzuschlag und die Anwärter-

sonderzuschläge. Daneben werden die iährliche Sonderzu­
wendung, die vermögenswirksamen Leistungen und das 
jährliche Urlaubsgeld gewährt. Zulagtcn und Vergütungen 
wtcrden nur gewahrt, wenn dies bundesgesetzlich be„onders 
bestimmt ist. 

(3) .-\nwärter mit dienstlichem Wohnsitz im Ausland erhal­
ten zusätzlich Bezüge entsprechend den .-\uslandsdienstbezu­
gen. Der Berechnung des Mietzuschusses sind der Anwärter­
gru ndbetrag, der .-\nwärterverheiratetenzuschlag und der 
Am\·,utersondeuuschlag zugnmde zu lel',en. 

H! Absatz 3 gilt nicht für Anwärter, die bei einer rnn ihnen 
selbst gewählten Stelle im Ausland ausgebildet werden.§ 7 gilt 
mit der Maßgabe, daß mindestens die Bezüge nach Absatz 2 
verbleiben. 

(5) Für Anwärter, die im Rahmen ihres VorbercitungsdiL'n­
stes ein Studium ablehten, kann die Cewäluung der :'1.m\·c1r­
terbezüge von der Erfullung von Auflagen abhängig gemacht 
werden. 

§ 60
Anwärterbezüge 

nach Ablegung der Laufbahnprüfung 

Endet das Beamtemerhältnis eines Anwärters kraft Rechts­
vorschrift oder allgemeiner Verwaltungsanordnung mit dem 
Bestehen oder endgültigen Nichtbestehen der Laufuahn­
prüfung, werden die Anwärterbezt.i.ge für die Zeit nach 
Ablegung der Prüfung bis zum Ende des laufenden :v!onats 
weitergewährt. Wird bereits vor diesem Zeitpunkt ein An­
spruch auf Bezüge aus einer hauptberuflichen T.:itigke1t bei 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn(§ 29 Abs. 1) oder bei 
einer Ersatzschule erworben, so werden die Anwärterbezüge 
nur bis zum Tage vor Beginn dieses Anspruchs belassen. 

§ 61
Anwärtergrundbetrag 

Der Anwärtergrundbetrag bemißt sich nach der Anlage \'III. 

§ 62
Anwärterverheiratetenzuschlag 

(]) Den Anwärterverheiratetenzuschlag nach der Anl.1ge 
\' III erhalten 
1. verheirate Anwärter und verwitwete Anwärter,
2. Anwärter, deren Ehe geschieden, aufgehoben oder für

nichtig erklärt worden ist, wenn sie aus der Ehe zum
Cnterhalt verpflichtet sind,

3. andere Anwärter,
a) denen Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz

zusteht oder ohne Berücksichtigung des§ 3 oder§ S des
Bundeskindergeldgesetzes zustehen würde,

b) die in ihrer Wohnung einer anderen Person nicht nur
vorübergehend Unterkunft und Unterhalt gewähren,
weil sie gesetzlich oder sittlich dazu verpflichtet sind
oder aus gesundheitlichen Gründen ihrer Hilfe bedür­
fen. § 40 Abs. 2 Nr. 4 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(2) Erfüllt ein Anwärter in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3
Buchstabe a nicht außerdem die Voraussetzungen des Absat­
zes 1 Nr, 3 Buchstabe b, so erhält er für jedes Kind, für das ihm 
Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz zusteht oder 
ohne Berücksichtigung des§ 3 oder§ 8 des Bundeskindergeld­
gesetzes zustehen würde, einen Anwärterverheiratetenzu­
schlag nach Anlage VII, jedoch insgesamt nicht mehr als den 
Betrag nach Absatz 1. 

(3) Anwärter, denen Ehegatte ebenfalls Anwärter ist oder als
Beamter, Richter oder Soldat mit Dienstbezügen oder als 
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Angestellter oder Arbeiter mit mindestens der Hälfte der 
regelmäßigen Arbeitszeit im öffentlichen Dienst oder einer 
ihm gleichstehenden Tcitigkeit \§ 40 Abs. 7) steht, in einem 
Ausbildungsverhältnis im öffentlichen Dienst steht und eine 
Leistung mindestens in Höhe der Anwärterbezüge erhält oder 
auf Crund einer Tcitigkeit bei einem ,itfentlich-rechtlichen 
Dienstherrn nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen versorgungsberechtigt ist, erhalten die Hälfte des 
Anwärterverheiratetenrnschlages. Dies gilt nicht für die Zeit, 
in der 
1. der Ehegatte des Anwärters für mindestens einen Monat

kl'ine Bezüge erhält,
2. der Ehegatte des Anwärters Kr,mkengeld nach der Reichs-

versicherungsordnung erhält,
3. die Ehefrau des Anwärters \futterschaftsgeld erhält.
Die s:1tze 1 und 2 gelten für Amvärter im Sinne des Absatzes 
1 Nr. 2 und 3 Buchstabe a entsprechend mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle des Ehegatten des Anwärters der frühere Ehegatte 
oder der andere Eltemteil des Kindes tritt. 

(4) Der Anwärterverheiratetenzuschlag wird vom Ersten
des :--.-Ionats an gezahlt, in den das für die Gewähnmg 
maßgebende Ereignis fällt. Er wird nicht mehr gezahlt für den 
Monat, in dem die Anspruchsvoraussetzungen an keinem 
Tage vorgelegen haben. Die Sätze l und 2 gelten entsprechend 
für die Zahlung des nach Absatz 3 Satz 1 \·erminderten 
Anwärterverheiratetenzuschlages. 

§ 63
(Anwärtersonderzuschläge) 

§M
(Unterrichtsvergütung für Lehramtsanwärter) 

§ 65
Anrechnung anderer Einkünfte 

(1) Erhalten Anwärter ein Entgelt für eine :t\ebentätigkeit
innerhalb oder für eine genehmigungspflichtige '.'JebentMig­
keit außerhalb des öffentlichen Dienstes, so wird das Entgelt 
auf die Anwärterbezüge angerechnet, soweit es diese über­
steigt. Als Anwärtergrundbetrag werden jedoch mindestens 
dreii.lig vom Hundert des Anfangsgrundgehalts der Eingangs­
besoldungsgruppe der Laufbahn gewährt. 

(2) Hat der Anwärter einen arbeitsrechtlichen Anspruch auf
ein Entgelt für eine in den Ausbildungsrichtlinien wirgeschrie­
bene Tätigkeit außerhalb des öffentlichen Dienstes, so wird das 
Entgelt auf die Anwärterbezüge angerechnet, soweit die 
Summe von Entgelt und Anwärterbezügen die Summe \'On 
Grundgehalt und Ortszuschlag übersteigt, die einem Beamten 
mit gleichem Familienstand im Eingangsamt der entsprechen­
den Laufbahn in der ersten Dienstaltersstufe zusteht. 

(3) Übt ein Anwärter gleichzeitig eine hauptberufliche
Tatigkeit im öffentlichen Dienst aus, gilt§ 5 entsprechend. 

§66
Kürzung der Anwärterbezüge 

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte
Stelle kann den Anwärtergrundbetrag bis auf dreißig vorn 
Hundert des Grundgehaltes, das einem Beamten der entspre­
chenden Laufbahn in der ersten Dienstaltersstufe zusteht, 
herabsetzen, wenn der Anwärter die vorgeschriebene Lauf-

. bahnprüfung nicht bestanden hat oder sich die Ausbildung 
aus einem vom Anwärter zu vertretenden Grunde verzögert. 

(2) Von der Kürzung ist abzusehen
1. bei Verlängerung des Vorbereitungsdienstes infolge geneh­

migten Fernbleibens oder Rücktritts von der Prüfung,

2. in besonderen Härtefällen.

13) Wird eine Zwischenprüfung nicht bestc1nden oder ein
sonstiger Leistungsnachweis nicht erbracht,so ist die Kürzung 
auf den sich daraus ergebenden Zeitraum der Verlängerung 
des Vorbereitungsdienstes zu beschränken. 

7. Abschnitt
Jährliche Sonderzuwendung, 

vermögenswirksame Leistungen 
und jährliches Urlaubsgeld 

§ 67
Jährliche Sonderzuwendung 

Die Beamten erhalten eine Sonderzuwendung nach beson­
derer bundesgesel/licher Regelung. 

§ 68
Vermögenswirksame Leistungen 

Die Beamten erhalten vermögenswirksame Leistungen nach 
besonderer bundesgesetzlicher Regelung. 

§ 68 a
Jährliches Urlaubsgeld 

Die Beamten erhalten ein Urlaubsgeld nach besunderer 
bundesgesetzlicher Regelung. 

8. Abschnitt

§§ 69- 70
(Dienstbekleidung, Heilfürsorge, Unterkunft 

für Soldaten und Polizeivollzugsbeamte 
im Bundesgrenzschutz) 

9. Abschnitt

§§ 71 - 82
(Übergangs- und Schlußvorschriften) 

Anlage I 

Bundesbesoldungsordnungen A und B 

Vorbemerkungen 

I. A l l g eme i ne Vorbemerkun g e n

1. Amtsbezeichnungen

(]) Weibliche Beamte führen die Amtsbezeichnung soweit
möglich in der weiblichen Form. 

(2) ....

II. Zu la g en

3 a .  Ruhegehaltfähigkeit von Stellenzulagen 

(1) Zulagen nach den Nummern 4, 4 a, 5, 5 a Abs. 1, den
Nummern 6 a, 8, 8 a, 8 b, 9, 9 a, 10 und 12 dieses Abschnitts 
gehören zu den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen, wenn der 
Beamte 

a) mindestens zehn Jahre zulageberechtigtigend verwendet
worden ist oder

b) während einer zulageberechtigenden Verwendung wegen
Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt worden oder
verstorben ist und diese Verwendung mindestens zwei
Jahre gedauert hat oder infolge Krankheit, Verwundung
oder sonstiger Beschädigung, die er sich ohne grobes
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Verschulden bei der Ausübung oder aus Veranlassung des 
Dienstes zugezogen hat, in den Ruhestand versetzt worden 
oder verstorben ist. 

Nummer 6 Abs . .Je bleibt unberührt. Der Betrag der ruhegehalt­
fähigen Zulage ergibt sich aus der im Zeitpunkt des Eintritts 
in den Ruhestand geltenden Anlage IX. Die Ausschlußregelun­
gen bei den einzelnen Stellenzulagen gelten entsprechend 
auch bei den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen. 

(2) In den Fällen, in denen in diesem Geset;: für die
Ruhegehaltfähigkeit einer Stellenzulage eine Mindestzeit 
zulageberechtigender Verwendung gefordert ist, werden auch 
Zeiten \'Of Inkrafttreten der jeweiligen Vorschrift berücksich­
tigt, in denen die Venvendung zulageberechtigend gewesen 
wäre. Als zulageberechtigende Zeiten ,verden auch solche 
Zeiträume berücksichtigt. während denen auf Grund von 
Konkurrenzvorschriften die Zulage nicht zustand. 

12. Zulage für Beamte bei Justizvollzugseinrichtungen und
Psychiatrischen Krankenanstalten

Beamte in Ämtern der Bundesbesoldungsordnung A bei 
Justizvollzugseinrichtungen, in abgeschlossenen Vorführbe­
reichen der Gerichte S0\\·1e in geschlossenen Abteilungen bei 
Psychiatrischen Krankenanstalten, die ausschließlich dem 
Vollzug von Maßregeln der Sicherung und Besserung dienen, 
erhalten eine Stellenzulage nach Anlage IX. Die Zulage 
erhalten unter den gleichen Voraussetzungen Beamte auf 
Widerruf, die Vorbereitungsdienst leisten. 

(III. Ein stufu ng von Ämtern) 

16 a. Lehrer mit stufen bezogener Lehramtsbefähigung in 
Bremen und Hamburg 

In Bremen und Hamburg dürfen landesgesetzlich Lehrer mit 
der Befähigung für das Lehramt der Primarstufe und Sekund­
arstufe I höchstens in die Besoldungsgruppe A 13 eingeshlft 
werden. 

IV. S onst ige  S te 11 enzula  gen

23. Technische Dienste

(1) Beamte des mittleren technischen Dienstes, deren Ein­
gangsamt den Besoldungsgruppen AS oder A 6 zugeordnet ist 
oder war, erhalten in den Laufbahnen 
des Baudienstes, .... 
und in den Laufbahnen, in denen die Amtsbezeichnungen den 
Zusatz„ Technischer" haben, eine ruhegehaltfähige Stellenzu­
lage nach Anlage IX. 

(2) Beamte des gehobenen technischen Dienstes, deren
Eingangsamt der Besoldungsgruppe A 9 oder A 10 zugeordnet 
ist oder war, erhalten eine ruhegehaltfähigeStellenzulage nach 
Anlage IX, wenn als Anstellungsvoraussetzung die Abschluß­
prüfung einer Fachhochschule oder einer Ingenieurschule 
gefordert wird oder wurde und sie die Prüfung bestanden 
haben; Voraussetzung ist ferner, daß während des Besuches 
der Fachhochschuil' oder der Ingenieurschule keine Dienstbe­
züge g-C4].]ilirnwJen. Die Zulage erhalten auch Beamte des 
gehobenen technischen Dienstes, o.ie die Aufstiegsprüfung für 
den gehobenen technischen Dienst bestanden haben, sowie 
Beamte des gehobenen technischen Dienstes, die ohne Ab­
schlußprüfung einer Fachhochschule oder einer Ingenieur­
schule angestellt worden sind, wenn sie ein Amt bekleiden, für 
das nach geltenden Laufbahnvorschriften die Abschlußprü­
fung einer Fachhochschule oder einer Ingenieurschule vorge­
schrieben ist. Beamte, die wegen Kriegswehrdienstes ohne die 
für die planmäßige Anstellung vorgeschriebene Prüfung zu 
außerplanmäßigen Beamten (K) ernannt worden waren und 

die nach der Entlassung aus dem Kriegsv.-ehrdienst während 
des Besuches der Ingenieurschule Dienstbezüge erhalten 
haben, erhalten unbeschadet \·on Satz 1 ;:weiter Halbsat;: die 
ruhegehaltfähige Stellenzulage nach Satz 1 erster Halbsatz. 

(3) 

24. Beamte im Programmierdienst

(1) Beamte des mittleren und des gehobenen Dienstes
erhalten für die Zeit ihrer überwiegenden Verwendung im 
Bereich der Ablaufplanung und Programmierung \'onArbeJts­
verfahren unter Einsatz von elektronischen Datenverarbei­
hlngsanlagen und Svstemprogrammen eine Stellenzulage 
nach Anlage IX. 

(2) Die Stellenzulage wird nicht neben einer Stellenzulage
nach Nummer 23 gewährt. 

27. Allgemeine Stellenzulage

(1) Eine das Grundgehalt ergänzende ruhegehaltfähige
Stellenzulage nach Anlage IX erhalten 

a) Beamte des einfachen Dienstes

b) Beamte des mittleren Dienstes in Lautbahnen, deren
Eingangsamt den Besoldungsgruppen A S oder A 6
zugeordnet ist,
aa) in den Besoldungsgruppen AS bis A 8,
bb) in den Besoldungsgruppen A 9 und A 10,

c) Beamte des gehobenen Dienstes in Laufbahnen, deren
Eingangsamt der Besoldungsgruppe A 9 oder nach § 23
Abs. 2 der Besoldungsgruppe A 10 zugeordnet ist, ihnen
gleichgestellte Beamte in den Besoldungsgruppen A 9 bis
Al3,

d) Beamte des höheren Verwaltungsdienstes einschlie81ich
der Beamten besonderer Fachrichtungen, Studienräte,
\!ilitärptarrer und Polizei\'ollzugsbeamte in der Besol­
dungsgruppe A 13; die Studienräte des Landes Bayern mit
der Lehrbefähigung für Realschulen und die Studienräte
an Volks- und Realschulen der Freien und Hansestadt
Hamburg gelten nicht als Studienrate im Sinne dieser
Vorschrift,

e) die übrigen Beamten mit Dienstbezügen.

(2) In den Fällen des§ 46 Abs. 2 ist nur Absatz 1 Buchstaben
b Doppelbuchstabe bb, c und d mit den in Anlage IX 
angegebenen Beträgen zu benicksichtigen. 

(V. Vergütungen) 

Anlage II 

Bundesbesoldungsordnung C 

Vorbemerkungen 

1. Zuschüsse zum Grundgehalt bei Berufungen oder Bleibe­
verhandlungen (Monatsbeträge) 

(1) Professoren der Besoldungsgruppe C 4 können folgende
nichtruhegehaltfähige Zuschüsse zum Grundgehalt bis zum 
Gesamtbetrag des Unterschiedes zwischen dem Endgrundge­
halt der Besoldungsgruppe C 4 und dem Grundgehalt der 
Besoldungsgruppe B 7 erhalten: 

1, bei der ersten Berufung in ein Amt der Besoldungsgruppe 
C 4, soweit die Dienstbezüge aus dem Amt als Professor 
hinter den Einkünften aus der bisherigen hauptberufli­
chen Tatigkeit zurückbleiben würden, 

1 a. bei der Berufung in ein Amt der Besoldungsgruppe C 4, 
wenn die Bezüge aus der bisherigen hauptberuflichen 



\j r. (l 

3. 

-1-. 

Tiltigkeit bei einem \'On der öffentlichen Hand institutio­
nell geförderten Zuwendungsempfanger auf der Grund­
lage der ßesold ung,gru ppe C -l gn\ zi hrt wurden, 
bc•1 der /.weiten ßL-rutung und den 1\ eiteren ßen1funst·n m 
ein Amt der Besoldungsgruppe C -l, 

bei Bleibeverhandlungen, die zur Abwendung einer 
21\·eiten oder 1veiteren Berufung in ein Amt der Besol­
dungsgruppe C -1- s:;eführt haben, 

bei ßleibeverhandlungen, die /Ur .-'\.bwendung c·i1wr 
Ab1,·andernng in dt:n Bereich aui<erh,ilb der Hochschulen 
im Geltungsberich dieses Gesetzes gefuhrt haben. 

Zuschusse nach Satz 1 \Ir. 1 können unter der Voraussetzung 
ge,vahrt werden, daß sie beim Aufsteigen in den Dienstalters­
stufen um den Steigerungsbetrag des Grundgehalts gemindert 
werden. 

(2) fü·i der /.Weiten Berntung in ein Amt der Besoldungs­
gruppe C -1- und bei einer ersten Bleibe1·erhandlung, die zur 
Abwendung einer z11·eiten Berufung in ein Amt der Besol­
dungsgruppe C 4 geführt hat, darf der Zuschuß den Lnter­
schiedsbetrag zwischen dem Endgrundgehalt der Besoldungs­
grnppe C 4 und dem Grundgehalt der Bötildungsgruppe B Ci 
nicht ubersteigen; bei 1\·t·iteren Berufun,gc·n in ein Amt dt·r 
Besoldungsgruppe C 4 und bei weiteren Bleibeverhandlungen 
darf der Zuschuß den Unterschiedsbetrag zwischen den 
Grundgehältern der Besoldungsgruppen B 5 und B 7 nicht 
übersteigen. Nicht als zweite oder weitere Berufung gilt die 
Berufung in ein anderes Amt der Besoldungsgruppe C -1- an 
derselben Hochschule ,,der eine weitere Bernfung an c•ine 
andere Hochschule im Geltungsbereich diese Gesetzes \·ur 
Ablauf von drei Jahren seit Gewährung eines Zuschusses. Die 
Sätze 1 und 2 gelten in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 '\'r. 1 
a entsprechend. 

2. (Zuschüsse zum Grundgehalt in besonderen Fällen)

2 a. (Gesamtbetrag der Zuschüsse bei Bleibeverhand-
lungen) 

2 b. Allgemeine Stellenzulage 

Eine das Grundgehalt erg:inzende rn hegehaltfähige Stellen­
zulage nach Anlage IX erhalten 
a) Beamte in der BesolJungsgrnppe C 1,
b) Beamte ab Besoldungsgruppe C 2.

3. - 6 ..

7. Amtsbezeichnungen

Weibliche Beamte führen die Amtsbezeichnung in der
weiblichen Form 

Anlage IX 

Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergütungen 
(Ylonatsbeträge) 

- in der Reihenfolge der Gesetzesstellen -

Dem Grunde nach geregelt in Betrag in Deutscher Mark, 
Vomhundert, Bruchteil 

Bundesbesoldungsordnungen A und B 

Vorbemerku n g e n  

Nummer12 

Nummer23 

Abs. l 
Abs.2 

150,00 

20,00 
45,00 

Dem Grunde nach geregelt in Betrag in Deutscher 'viark, 
Vomhundert, Bruchteil 

"-jumml'r :::'-1-
Die ZuL,ge betr:igt tür Seamte 

des mittleren Dienstes 
des gehobenen Dienstes 

Nummer 27 
Abs. 1 

ßucl1q,1 bt' a 
Buchstc1be b 

Doppelbuchstabe ac1 
Doppelbuchstabe bb 

Buchstabe c 
Buchstilbe d 
Buch,tcibe L' 

Abs 2 
Buchst2,be b Doppelbuchstabe bb 
Buchstaben c und d 

Bundesbesoldungsordnung C 
Vorbemt· rl,_u n gl'n 

Nummer 2 b 
Buchstabe a 
Buchstabe b 

20,00 

-1-5,00 

hil,t)(l 

83,00 
150,00 
160,00 
160,00 

h(l,i)(! 

67,00 
100,00 

160,00 
60,00 

Mutterschutz für fastorinnen, Kirchenbeamtinnen und 
Vikarinnen 

Kiel, den :::'6. Februar I LJlJ 1 

Im Anschluß an die Bekanntmachung im Bundesgesetzblatt 
I 1991 S. 125 geben wir nachstehend die ab 1. Februar 1991 
geltende '.\.'eufassung der Mutterschutzverordnung (MuSch V) 
vom 11.1.1991 bekannt. Deren Anwendung auf den eingangs 
bezeichneten Personenkreis beruht 

- für Pastc)rinnen auf§ 71 .,\b,. 1 Pfarrergeset/. 111 Verbindung
mit der Regelung für Kirchenbeamtinnen,

- für Kirchenbeamtinnen auf§ 77 Kirchenbeamtengesetz und
- für Vikarinnen auf der Rechtsverordnung der Kirchenlei-

tung vorn 19.9.1979 (GVOBL S. 305) i.d.F. mm 8./9.12.1980
(GVOBL �1 S. II).

Es wird dcnaut hingewiesen, daß das Verbl)t der Sonn- und
Feiertagsarbeit (§ 8 Abs. 1 MuSchV) für Pastorinnen und 
Vikarinnen nicht gilt(§ 1 der Allgemeinen Verwaltungsanord­
nung zur Ergänzung der Vorschriften über den Mutterschutz 
für Pastorinnen, Pfarrvikarinnen, Pastoralassistentinnen und 
Vikarinnen vom 23.4.1985-GVOBl. S. 115). 

Schwangerschaftsanzeigen von Pastorinnen und Vikarinnen 
sind unter Beifügung des ärztlichen Zeugnisses (§ 6 Abs. 1 
MuSchV) auf dem Dienstweg dem Nordelbischen Kirchenamt 
vorzulegen. 

Az.: 3232.2 - D II 

Nordelbisches Kirchenamt 
Im Auftrage: 
Grohmann 
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Verordnung 
über den Mutterschutz für Beamtinnen 
(Mutterschutzverordnung- MuSch V) 

i.d.F. vom 11. Januar 1991

§ 1

(1) Eine Beamtin darf während ihrer Schwangerschaft nicht
beschäftigt werden, soweit nach ärztlichem Zeugnis Leben 
oder Gesundheit von Mutter oder Kind bei Fortdauer der 
Dienstleistung gefährdet ist. 

i2) In den letzten sechs Wochen vor der Entbindung darf die 
Beamtin nicht beschäftigt werden, es sei denn, daß sie sich zur 
Dienstleistung ausdrücklich bereiterklärt; die Erklärung kann 
jederzeit widerrufen werden. 

§2

(1) Während ihrer Schwangerschaft darf eine Beamtin nicht
mit schweren körperlichen Arbeiten und nicht mit Arbeiten 
beschäftigt werden, bei denen sie schädlichen Einwirkungen 
von gesundheitsgefährdenden Stoffen oder Strahlen, von 
Staub, Gasen oder Dämpfen, von Hitze, Kälte oder ,'\ässe, von 
Erschütterungen oder Lärm ausgesetzt ist. 

(2) Dies gilt besonders

1. für Arbeiten, bei denen regelmäßig Lasten von mehr als 5 kg
Gewicht oder gelegentlich Lasten von mehr als 10 kg
Gewicht ohne mechanische Hilfsmittel von Hand gehoben,
bewegt oder befördert werden. Sollen größere Lasten mit
mechanischen Hilfsmitteln von Hand gehoben, bewegt
oder befördert werden, so dart die körperliche Beanspru­
chung der werdenden Mutter nicht größer sein als bei
Arbeiten nach Satz 1;

2. für Arbeiten, bei denen sie ständig stehen muß, soweit diese
Beschäftigung nach Ablauf des fünften Monats der Schwan­
gerschaft täglich vier Stunden überschreitet;

3. für Arbeiten. bei denen sie sich häufig erheblich strecken
oder beugen oder bei denen sie dauernd hocken oder sich
gebückt halten muß;

-t für die Bedienung von Geräten und Maschinen aller Art mit
hoher Fußbeanspruchung, insbesondere von solchen mit
Fußantrieb; 

S. für Arbeiten, bei denen Berufserkrankungen im Sinne der
Vorschriften über die Ausdehnung der Unfallversicherung
auf Berufskrankheiten entstehen können, sofern die Beam­
tin infolge ihrer Schwangerschaft bei diesen Arbeiten in
besonderem Maße der Gefahr einer Berufserkrankung
ausgesetzt ist;

6 für die Tätigkeit auf Beförderungsmitteln nach Ablauf des 
dritten Monats der Schwangerschaft; 

7. für Fließarbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo, es sei
denn, daß die Art der Arbeit und das Arbeitstempo nach
Feststellung der obersten Dienstbehörde eine Beeinträchti­
gung der Gesundheit der Beamtin oder des Kindes nicht
befürchten lassen;

8. für Arbeiten, bei denen sie erhöhten Unfallgefahren,
insbesondere der Gefahr auszugleiten oder zu fallen,
ausgesetzt ist.

§3

(1) In den ersten acht Wochen nach der Entbindung ist eine
Beamtin nicht zur Dienstleistung heranzuziehen; diese Frist 
verlängert sich bei Früh- oder Mehrlingsgeburten auf zwölf 
Wochen. 

(2) Eine Beamtin, die in den ersten \1onaten nach der
Entbindung nach ärztlichem Zeugnis nicht voll dienstfähig :st, 
darf nicht zu einem ihre Leistungsfähigkeit überstetgencien 
Dienst herangezogen werden. 

rn Solange eine Beamtin stillt, darf sie nicht zu den m § 2 
Abs. 1 und 2 Nr. 1, 3 bis 5, 7 und 8 genannten Arbeiten 
herangezogen werden. 

§4

Durch die Bescha ttigungsverbote der t:i§ 1, 2 und 3 SO\\ 1e des 
§ 8 hinsichtlich des Dienstes zu ungunstigen Zeiten wird die
Zahlung der Dienstbezüge und Anwarterbezüge nicht be­
rührt. Das gleiche gilt für die Dienstversäumnis während der
Stillzeit (§ 7). Bemessungsgrundlage für die Zahlung der
Erschwerniszulage für den Dienst zu ungünstigen Zeiten ist
der Durchschnitt der Zulage der letzten drei Monate \·or
Beginn des Monats, in dem die Schwangerschaft eingetreten
ist.

§ 4a

Soweit die in§ 1 Abs. 2 und§ 3 Abs. 1 genannten Zeiten in 
einen Erziehung:,,urlaub fallen, erhält die Beamtin einen 
Zuschuß von 25 D�1 Je Kalendertag, wenn sie während des 
Erziehungsurlaubs nicht teilzeitbeschäftigt ist. Auf den Zu­
schuß ist für denselben Zeitraum gezahltes Erziehungsgeld 
anzurechnen. Bei einer Beamtin, deren Dienstbezüge oder 
Anwärterbezüge (ohne die mit Rücksicht auf den Familien­
stand gewährten Zuschläge und ohne Aufwandsentschädi­
gung) die Jahresarbeitsentgeltgrenze in der Krankenversich ... L 

nmg uberschreiten, ist der Zuschuß auf insgesamt -tOO DM 
begrenzt. 

§5

Wird eine Beamtin während ihrer Schwangerschaft oder 
solange sie stillt mit Arbeiten beschäftigt, bei denen sie st:Cmdig 
stehen oder gehen muß, ist für sie eme Sitzgelegenheit ;um 
kurzen Ausruhen bereitzustellen; wird sie mit Arbeiten 
beschäftigt, bei denen sie ständig sitzen muß, ist ihr Gelegen­
heit zu kurzen Unterbrechungen ihres Dienstes zu geben. 

§6

(1) Sobald einer schwangeren Beamtin ihr Zustand bekannt
ist, soll sie ihn dem Dienstvorgesetzten mitteilen und da bei den 
mutmaßlichen Tag der Entbindung angeben. Auf Verlangen 
des Dienstvorgesetzten soll sie das Zeugnis eines Arztes oder 
einer Hebamme vorlegen. 

(2) Für die Berechnung des in § 1 Abs. 2 bezeichneten
Zeitraums vor der Entbindung ist auf \·erlangen des Dienst­
vorgesetzten das Zeugnis eines Arztes oder einer Hebamme 
vorzulegen; das Zeugnis soll den mutmaßlichen Tag der 
Entbindung angeben. Irrt sich der Arzt oder die Hebamme 
über den Zeitpunkt der Entbindung, so verkürzt oder 
verlängert sich diese Frist entsprechend. 

(3) Die Kosten für die Zeugnisse nach den Absätzen 1 und 2
trägt die Dienstbehörde. 

§7

(1) Die zum Stillen erforderliche Zeit, mindestens aber
zweimal täglich eine halbe Stunde oder einmal täglich eine 
Stunde, ist einer Beamtin auf ihr Verlangen freizugeben. Bei 
einer zusammenhängenden Arbeitszeit von mehr als acht 
Stunden soll auf Verlangen zweimal eine Stillzeit von minde­
stens 45 Minuten oder, wenn in der Nähe der Arbeitsstätte 
keine Stillgelegenheit vorhanden ist, einmal eine Stillzeit von 
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mindestens 90 Minuten gewährt werden. Die Arbeitszeit gilt 
als zusammenhängend, soweit sie nicht durch eine Ruhepause 
von mindestens zwei Stunden unterbrochen wird. 

(2) Die Stillzeit darf nicht vor- oder nachgearbeitet und nicht
auf die in Rechts- oder Venvaltungsvorschriften festgesetzten 
Ruhepausen angerechnet werden. 

(3) Die oberste Dienstbehörde kann nähere Bestimmungen
über Zahl, Lage und Dauer der Stillzeiten treffen; sie kann die 
Einrichtung nm Stillrciu men vorschreiben. 

§8

(1) Während ihrer Schwangerschaft und solange sie stillt
darf eine Beamtin nicht zur Mehrarbeit und nicht in der Nacht 
zwischen zwanzig und sechs L:hr sowie nicht an Sonn- und 
Feiertagen zur Dienstleistung herangezogen werden. 

(2) Mehrarbeit im Sinne des Absatzes 1 ist jede Dienstlei­
shmg, die über achteinhalb Shmden täglich oder über 90 
Stunden in der Doppelwoche hinaus geleistet wird. 

(3) 

(-!) Die oberste Dienstbehörde kann in begründeten Fällen 
Ausnahmen von den vorstehenden Vorschriften zulassen. 

§9

( weggefallen) 

§ 10

r1) Während der Schwangerschaft und innerhalb von vier 
Monaten nach der Entbindung darf die Entlassung einer 
Beamtin auf Probe oder auf Widerruf gegen ihren Willen nicht 
ausgesprochen werden, wenn dem Dienstvorgesetzten die 
Schwangerschaft oder die Entbindung bekannt war. Eine ohne 
diese Kenntnis ergangene Entlassungsverfügung ist zurück­
zunehmen, wenn dem Dienstvorgesetzten die Schwanger­
schaft oder die Entbindung innerhalb zweier V\'ochen nach der 
Zustellung mitgeteilt wird; das Überschreiten dieser Frist ist 
unbeachtlich, wenn es auf einem von der Beamtin nicht zu 
vertretenden Grund bernht und die Mitteilung um·erzüglich 
nachgeholt wird. 

(2) In besonderen Fällen kann die oberste Dienstbehorde
auch bei Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 eine 
Entlassung aussprechen, wenn ein Sachverhalt vorliegt, bei 
dem ein Beamter auf Lebenszeit im Wege des förmlichen 
Disziplinarverfahrens aus dem Dienst zu entfernen wäre. 

(3) Die §§ 28 und 29 des Bundesbeamtengesetzes bleiben
unberührt. 

§ II

In jeder Dienststelle, bei der regelmäßig mehr als drei 
Beamtinnen tätig sind, ist ein Abdruck dieser Verordnung an 
geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen. 

Bekanntmachungen 

Bekanntgabe neuer Kirchensiegel 

Kiel, den 26. Februar 1991 

Kirchengemeinde: St. .\1arien Heiligenstedten 

Kirchenkreis: Münsterdorf 

Die Umschrift des Kirchensiegels lautet: Ev.-Luth. Kirchen­
gemeinde St. \1arien Heiligenstedten. 

Nordelbisches Kirchenamt 
Kramer 

Az.: 9153 St. Marien Heiligenstedten - R 1/R 3 

Kiel, den 2n. Februar 1991 

Kirchenkreis: Stormam 

Die Um,chrift des Kircheföiegels lautet: Ev.-Luth. Kirchen­
kreis Stormam. 

Nordelbisches Kirchenamt 
Kramer 

Az.: 9153 I<krs. Stormam - R 1/R 3 
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Die Verbandsvertretung des Kirchenkreisverbandes Blan­
kenese, Niendorf und Pinneberg hat am 29. Januar 1991 den 
Haushaltsplan 1991 des Kirchenkreisverbandes festgestellt. 

Der Bec,chlut3 \\'ird nachstehend \·eröffentlicht. 

'.\ordelbisches Kirchenamt 

Dr. Blaschke 

.\/.: 81 KKV BLrnkcnese, \iienduri, Pinneberg - H:; 

., Die Verbands\ ertretung des Kirchenkreisverbandes Blan-
1,_enese, Niendorf und Pinneberg hilt auf ihrer Sit?ung am 
2c)_ Januar 1 l)U 1 ckn I laushalhplan des Kirchenkreis\·erbandes 
für das RJ 1 LJLJ] in Einnahmen und Ausgaben mit DM 
8.898.900,- festgestellt. 

Der Haushaltsplan liegt nach dem Erscheinen der \'eröffent­
lichung zwei \ \'ochen lang zur Einsichtnahme in der Geschäfts­
stelle des Kirchenkreisverbandes, lserbarg 1, 2000 Hamburg 56, 
uffentlich auc;_" 

'.\ame 

Antonowitsch 
Balrn,rnn 
Bl'rl'uther 
Be\·er 
Birnbaum-
Thiedemann 
Borowski 
Rr,1ncit 
Fckhoff 
Gi<che 
Heming 
Jahnke 
J os\,·ig-Bothmann 
Klimaschewski 
Kosterke 
Langeloh 
Lassak-Lehmann 
Ludwig 
Reichelt 
Schmidt 
Schumacher 
Simson 
Sonnenburg 
Sziedat 
Tietgen 

\'orname 

Bernd 
'"H'n 
llona 
Britta 

Kerstin 
\!arkus 
Bir,�c 

/7 

\ Lirtina 
Dirk 
\fark 
Cta 
Petra 
\!artin 
Knut 
lmke 
Cornelia 
Karen 
Heike 
\\'iebke 
5ara 
l'etra 
Kirsten 
Edda 
Rainer 

Geb.-Datum Geb.-Ort 

1-1.06.1%2 
2().(l] 1 L.lh2 
18.0,.1%3 
22.09.1%6 

24.05.1 %2 
01.09.1961 
2b ()71 Llfl-! 
lfr()J_ ]Llt,"f 
l-!.11.1%-! 
12.02.1%5 
08.03.1965 
24.03. 195::i 
26.08.1%3 
25.08.1%4 
15():;]%=; 
10.02.1960 
23.09.1965 
14.10 .1963 
10.02.1965 
!CJ. ]2 ll):;c1
(N.07 1%4
27.12.1 Llo2
23.02.1963
24.05.1965

Bielefeld 
Wiesbaden 
Wehr 
Hamburg 

Hamburg 
Wolfsburg 
vVesselbun'n 
Ze\·en 
Wolfsburg 
Hamburg 
Hamburg 
Kiel 
Brunsbüttel-Koog 
�Vesselbtirl'n 
Hamburg 
Hamburg 
Rosenheim 
Hamburg 
Flensburg 
Bielefeld 
!Limburg
Hamburg
Esens/Ostfr.
Hamburg

Einsegnung von Diakoninnen und Diakonen :'\ordelbisches Kirchenamt 
Am 21. Febniar l c/91 wurden folgende Absoh'entinnen und Im Auftrage: 

.-\bsolventen der Ev. Fachhochschule für So/ialF,1dagogik der Thobaben 
Diakonenanstalt des Rauhen Hauses durch den \'orsteher zu 
Diakoninnen und Diakonen eingesegnet und durch die Az.: 4249 _ EI 
Kom:iktmeisterin in die Brüder- und Schwesternschaft des 
Rauhen Hauses aufgenommen: 

P farrs tellenerri eh tung: 

3. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Fruerlund, Kirchenkreis
Flensburg (mit \\"irkung vom 1. Juni 1991) . 

. ..\z: Fruerlund i:',) - P 111/P 1 

Ste 11 e n aussc h re i bunge n 

Pfarrstellenausschreibungen 

In der St. Ma r ien-Kirchengemeinde  F lensburg  im 
Kirchenkreis Flensburg wird die 3. Pfarrstelle zum 1.4.1991 
vakant und ist umgehend mit einem Pastor oder einer Pastorin 
zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchen­
vorstandes. 

Die Kirchengemeinde St. Marien ist eine Innenstadtgemein­
de, die den Bereich der nördlichen Altstadt, einen Teil der 
westlichen Höhe und den Stadtteil Duburg erfaßt. Sie besteht 
aus 4.800 Gemeindegliedern bei 3 Pfarrstellen, von denen eine 
der Propst innehat. Die 2. Pfarrstelle (Duburg) ist mit einem 
Pastor besetzt. Der Bezirk der 3. Pfarrstelle ist die nördliche 
Altstadt von der Rathausstraße bis zum Nordertor. Zentrum 
unserer Gemeinde ist die St. Marien-Kirche (Baubeginn 1284), 
die als eine der beiden großen Innenstadtkirchen als Kirche des 
Propstes und des Flensburger Bach-Chores St. Marien eine 

Bedeutung erlangt hat, die weit über die Kirchengemeinde 
hinausreicht. Sie liegt am Marienkirchhof, der mit den ihn 
umgebenden Küsterhäusern, dem äußerst geräumigen Pasto­
rat der 3. Pfarrstelle, dem Kirchenbüro, dem Frauenwerk und 
Jugendwerk den Charakter einer „Kircheninsel" annimmt. 

Wir suchen für die 3. Pfarrstelle eine Pastorin/einen Pastor, 
da der bisherige Stelleninhaber nach 27 Jahren eine Aufgabe 
an einer Akademie übernommen hat. Wir stellen uns vor, daß 
die neue Stelleninhaberin/der neue Stelleninhaber fähig und 
bereit ist, auf Menschen zuzugehen und Gemeinde zu 
sammeln, daß sie/er Hausbesuche macht und Freude an 
schönen Gottesdiensten hat, die von der hochliturgischen 
Osternacht bis hin zu äußerst lebhaften Familiengottesdien­
sten reichen. Wir erwarten die Fortführung einer vertrauens­
vollen Zusammenarbeit mit den Kollegen, dem Kirchenvor­
stand und allen Mitarbeitern. Wir freuen uns über eine 
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Bewerberin/ einen Bewerber, die/ der mit ihren/ seinen indi vi­
d ue llen Begabungen unser Gemeindeleben bereichert. Flens­
burg ist Oberzentrum mit allen kulturellen und ,chulischen 
Einrichtungen, PH und Fachhochschulen und besitzt mit 
seiner Umgebung einen anerkannten hohen Freizeitwert. 

Be\\·erbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Le­
benslauf sind zu richten an den Herrn Propst des Kirchenkrei­
ses Flensburg, Mühlenstraße 19, 2390 Flensburg. 

Weitere unterlagen sind ,1ut Anforderung emzureichen. 
Auskünfte erteilen der Vorsitzende des Kirchenvorstandes, 
Pastor Gräve, Moltkestraße 12, 2390 Flensburg, Tel. 0-t61/ 
513lf-:, und Propst Juhl, Mühlenstraße 19, 23'l0 Flensburg, 
Tel. 0-t61 / 5202 l. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Ge5elz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 St. Marien-Kirchengemeinde Flensburg (3) - P III/P 1 

In der Kirchengemeinde Oldesloe im Kirchenkreis Sege­
berg wird die S. Pfarrstelle vakant und ist zum 1.9.1991 mit 
einem Pastor oder einer Pastorin oder einem Pastoren-Ehq.,aar 
in einem jeweils eingeschränkten Dienstverhältnis (50%) zu 
besetzen. Der gegenwärtige Pfarrstelleninhaber tritt zu diesem 
Termm in den Ruhestand. Die Besetzung erfolgt durch Wahl 
des Kirchem·orstandes. 

Die gesamte Breite pfarramtlicher Aufgaben soll wahrge­
nommen werden, daniber hinaus sind uns besondere Erfah­
rungen in der Jugendarbeit wichtig. Es werden Fähigkeit und 
Bereitschaft erwartet, in Zusammenarbeit mit den haupt- und 
ehrenamtlichen Mitarbeitern, der Jugendarbeit in der Gemein­
de neue Impulse zu geben. Unsere Gemeinde hat bei ca. 19.000 
Gemeindegliedern sieben Pfarrstellen. Der Inhaber der 5. 
Pfarrstelle hat seine Arbeitsmöglichkeiten gemeinsam mit 
einem Amtsbruder im Gemeindehaus am Rümpeler Weg. Das 
Pastorat liegt neben dem Gemeindehaus. Zum S. Pfarrbezirk 
(ca. 2.600 Gemeindeglieder) gehören neben dem Stadtbereich 
vier Dörfer, die in gleicher Weise angesprochen werden 
wollen. Bad Oldesloe ist Kreisstadt (ca. 21.000 Einwohner), ein 
interessantes .\fittelzentrum zwischen Hamburg und Lübeck, 
mit zahlreichen Behörden, Diemtstellen und allen Schulmög­
lichkeiten, 

Wir wünschen uns einen Pastor oder eine Pastorin oder ein 
Pastoren-Ehepaar. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Le­
benslauf sind zu richten an den Herrn Propst des Kirchenkrei­
ses Segeberg, Kirchplatz 1, 2'.\60 Bad Segeberg. Weitere 
Unterlagen smd auf Anforderung einzureichen. Auskünfte 
erteilen der Vorsitzende des Kirchenvorstandes, Pastor Wols­
ke, Rosenweg 8, 2060 Bad Oldesloe, Tel. 04531/2037, und 
Propst Martensen, Kirchplatz 3, 2360 Bad Segeberg, 
Tel 04551 /90835 (39 oder 40). 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Oldesloe (5) - P II/P 1 

Stellenausschreibungen 

Im Kirchenkreis Blankensee ist die Stelle der 

Beauftragten für Frauenarbeit 

mit 30 Wochenstunden neu zu besetzen. 

Wir suchen eine Gemindehelferin, Diakonin oder Sozialpäd­
agogin mit theologischen Fachkenntnissen und Erfahrung in 
der Erwachsene11<1rbeit 

Sie soll gemeinsam mit der hauptamtlichen\ litarbeiterin für 
Müttergenesung und den ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen im 
K1rchenkre1s die Arbeit sorgt,1ltig und ermutigend weitertüh­
ren, eigene Ideen verwirklichen und neue Impulse setzen. 

Das heil\t: 

- Fortbildung, Begleitung und Beratung der ehrenamtlichen
Gruppenleiterinnen

- Vorbereitung und Durchruhrung \ on Semin,iren und T1-
gungen

- besondere Aufmerksamkeit für Lebens- und Glaubensfra­
gen jüngerer Frauen

- Zusammenarbeit mit den anderen Diensten und YVerken im
Kirchenkreis

- Offenheit für oekumenische und partnersch,1ftliche Zusam­
menarbeit auch über die Landesgrenzen hinaus.

- Die Vergütung erfolgt nach KAT.

Bewerbungen sind zu richten an den Propsten des Kirchen­
kreises Blankenese, Donnienstr. la 2000 Hamburg 55. 

Auskünfte erteilen Marlies Rahlfs, Tel. 040/83 49 73, oder 
Helga Timm, Tel. 0-tll/83 7:; :;,) 

Ablauf der Bewerbungsfrist: 15. April 1991. 

1'>.z.: -t890-l - W 2 

Die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Flensburg-Adelbv sucht 
zum nächstmöglichen Termin 

eine Diakonin/ einen Diakon oder 
eine pädagogische i\litarbeitenn/einen pädagogischen \1itar­
beiter 

für die Jugendarbeit mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von 
2ll Stunden (evtl. später mehr). 

Schwerpunkt der Arbeit liegen in der Kinder- und Jugendar­
beit sowie im Konfirmandenunterricht. Begabungl'n und 
Interessen können berücksichtigt werden. 

Wir wünschen uns, daß die Jugendarbeit in das Gemeinde­
leben eingebettet bleibt. 

Schriftliche Bewerbungen sind zu richten an den Kirchenvor­
stand der Kirchengemeinde Adelby, Taruper Hauptstraße 3, 
2390 Flensburg. 

Auskünfte erteilt Pastor Boysen, Tel. 0461 / 62231. 

Az.: 30 - Adelby - E 3 

Die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Broder-Hinrik in Hamburg­
Langenhorn sucht zum 1. August 1991 zunächst für anderthalb 
Jahre zur Vertretung während eines Erziehungsurlaubs 

eine Diakonin/ einen Diakon, 
eine Gemeindehelferin/einen Gemeindehelfer oder 

eine Erzieherin/ einen Erzieher mit religionspädagogischer 
Zusatzausbildung 

für eine Vollzeitstelle im Bereich der Kinder- und Jugendarbeit 
Es besteht Aussicht auf eine dauerhafte Anstellung. 

Wir sind eine lebendige Gemeinde im Norden Hamburgs mit 
ca. 3200 Gemeindegliedern und haben eine vielseitige Kinder-
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und Jugendarbeit. Wir sind eine junge Gemeinde, da viele 
junge Familien zu unserem Gemeindebezirk gehören. Wir 
pflegen z<lhlreiche über- und außergemeindliche sowie öku­
menische Kontakte. 

Die Bewerberin/ der Bewerber sollte Interesse an der gesam­
ten Breite evangelischer Kinder- und Jugendarbeit mitbringen. 
Sie/ er kann mit Engagement und Ideen die begonnene Arbeit 
fortsetzen und zusätzliche Impulse für die weitere Gestaltung 
der Kinder- und lugendarbeit setlt'n. 

Wir wünschen uns eine M1tJrbeiterin/ einen Mitarbeiter, 
die/der für die Zusammenarbeit mit haupt- und ehrenamtli­
chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aufgeschlossen ist 
und zur Beratung der beiden Erzieherinnen der Spiel- und 
Lerngruppen (3 - 3Jährige) zur Verfügung steht. 

Eine Wohnung im Gemeindehaus steht zur Verfügung und 
sollte von der neuen Mitarbeiterin/dem neuen Mitarbeiter 
bezogen werden. 

Die Vergütung erfolgt nach KAT-NEK. 

Bewerbungen mit Bild und Lebenslauf sind zu richten an 
Herrn Pastor Heribert Pusch, Tangstedter L1ndstr. 218, 2000 
Hamburg 62. 

Auskünfte erteilt Frau Andrea Mirovsky, Tel. ()4103/ 63813 
(privat) oder 040/3 20 42 81 (dienstlich). 

Az.: 30 -Broder Hinrik- E 3 

Die Ev.-Luth. Kreuzkirchengemeinde in Hamburg-Wands­
bek sucht zum 1. Juli 1991 oder früher für eine 3/ 4-Stelle 

eine engagierte Diakonin/einen engagierten Diakon 

für die Schwerpunkte Jugendarbeit und Arbeit mit jungen 
Erwachsenen. Envünscht ist eine theologisch qualifizierte 
Mitarbeiterin/ ein theologisch qualifizierter Mitarbeiter, zu 
deren/dessen Arbeitsbereich vor allem folgende Aufgaben 
gehören: 

- Fortführung, Aufbau und Begleitung von Jugendgruppen
und Kreisen für junge Erwachsene

- Mitarbeit in der Konfirmandenarbeit und in Jugend-Gottes­
diensten

- Mitgestaltung von Freizeiten für Konfirmanden, Jugend­
liche und junge Erwachsene

Erwartet wird die Bereitschaft, die Jugendarbeit als integra­
len Bestandteil des Gemeindelebens zu verstehen und mit 
anderen Gruppen und Kreisen der Gemeinde Kontakt aufzu­
nehmen, sowie der Wille, mit den haupt- und ehrenamtlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Team vertrauensvoll 
zusammenzuarbeiten. 

Die Kirchengemeinde hat ca. 7.800 Gemeindeglieder mit drei 
Pfarrbezirken. Für die Arbeitsschwerpunkte steht eine Jugend­
etage im Gemeindehaus zur Verfügung. 

Die Vergütung erfolgt nach KAT-NEK. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind zu richten 
an den Kirchenvorstand der Ev.-Luth. Kreuzkirchengemeinde 
Hamburg-Wandsbek, Kedenburgstr. 14, 2000 Hamburg 70. 

Auskünfte erteilen: Pastor H.A. Esch, Tel. 040/6 5611 09, und 
Pastor Wippermann, Tel 040/ 6 93 63 13. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 30 - Kreuzkirchengemeinde Wandsbek - E 3 

.. 

Die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Langenfelde „Zum guten 
Hirten" und die Ev.-Luth. Osterkirchengemeinde Langentel­
de. beide im Hamburg-Stellingen, suchen für ihre Kinder- und 
lu)c;endarbeit zum njchstmöglichen Termm 

eine Diakonin/einen Diakon oder 
eine sozialpädagogische Mitarbeiterin/ einen 

sozialpädagogischen Mitarbeiter mit kirchlicher Ausbildung 

Die beiden Kirchengemeinden sind unmittelbar benachbart 
und gestalten ihre Kinder- und Jugendarbeit nach t>mer 
gemeinsamen Konzeption, d.h., ein gemeinsamer Jugend aus­
schuß verantwortet zusammen mit der :vlitarbeiterin/dem 
Mitarbeiter in der Kinder- und Jugendarbeit die inhaltliche 
Ausgestaltung der Arbeit. 

Wir wünschen uns, daß vorhandene Aktivitäten gefordert 
und koordiniert werden. 

Cnsere neue MitJrbeiterin/Unser neuer Mitarbeiter sollte 
weitere Autbauarbeit der Kinder- und Jugendarbeit zusam­
men mit unseren Haupt- und Ehrenamtlichen nach gemeinde­
pädagogischen Gesichtspunkten leisten. 

Ein bereits vorhandener Arbeitsschwerpunkt im Rahmen 
von Okumene, Frieden, Versöhnung ist ein langjahnger 
internationaler Jugendaustausch mit '.\ord-Irland. 

Cnsere Gemeinden haben zusammen ca. 4.800 Mitglieder, 
die z.Z. von zwei Pastorinnen und einem Pastor betreut 
werden. Die Alters- und Sozialstruktur ist insgesamt ausgewo­
gen. 

Langenfelde ist mit Bus, U- und S-Bahn von der Citv in 10 
Minuten Fahrtzeit zu erreichen. 

Die Vergütung erfolgt nach KAT. 

Bewerbungen sind zu richten an die Kirchengemeinde „Zum 
guten Hirten", Försterweg 12, 2000 Hamburg 54. 

Auskünfte erteilen Pastorin Annette \lüller, Förstenveg 12, 
2000 Hamburg 54, Tel 040/54 31 09, und Pastor Uwe Jacobsen, 
Brehmweg 50, 2000 Hamburg 54, Tel. 040/ 49 35 49. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: drei Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 30 - Langenfeld - E 3 

In der Dankesgemeinde Rahlstedt-Ost ist zum nächstmögli­
chen Termin die neu eingerichtete Stelle 

einer Diakonin/ eines Diakons 

in der Kinder- und l ugendarbeit neu zu besetzen. 

Wir suchen eine Mitarbeiterin/einen Mitarbeiter, die/der 
Freude hat, mit haupt- und nebenamtlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern und einem aufgeschlossenen Kirchenvor­
stand zusammenzuarbeiten. 

Die Arbeit umfaßt gemeindeorientierte Kinder- , Konfirman­
den- und Jugendarbeit. 

Die Vergütung erfolgt nach KAT-NEK. 

Für ein persönliches Gespräch stehen gern Frau Pastorin 
Halpaap, Tel. 040/6 72 66 86, und HerrSchuchardt, Sozialpäd­
agoge, Tel. 040/6 73 32 75 (nachmittags) zur Verfügung. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind zu richten 
an den Kirchenvorstand der Ev.-Luth. Dankeskirche Rahl­
stedt-Ost, z. Hd. Frau Pastorin M. Halpaap, Hegeneck 2 b, 
2000 Hamburg 73. 

Az.: 30- Dankeskirche Rahlstedt-Ost- E 3 
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Das Nordelbische Kirchenamt Kiel sucht einen Mitarbeitc•r 
oder eine Mitarbeiterin für den Bereich 

EDV-BERATUNG 

Wir erwarten 
- EDV-Kenntnisse, die über den PC-Bereich hinausgehen,
- analytische Stärke,
- Fähigkeit zur Kommunikation (Flexibilität, Selbstbewußt-

sein, klarer Ausdruck in Wort und Schrift) sowie
- Mobilität (Führerschein).

Wir bieten selbständige Tätigkeit im Rahmen eines Teams mit
Besoldung nach A 11 / A 12 und allen sonstigen dem öffentli­
chen Dienst vergleichbaren Leistungen. 

Ihre Bewerbung richten Sie bitte an: Nordelbisches Kirchen­
amt, Postfach 3449, 2300 Kiel 1, Tel. 0431 /9910. 

Nähere Auskünfte erteilt: Oberkirchenrat P. Stoll, Tel. 0431 / 
991-100.

Az.: Stellenakte - V 1 

* 

In der Ev.-Luth. Kreuzkirchengemeinde Hamburg-Wands­
bek ist durch familiäre Umstände die Stelle des 

Kantors und Organisten

freigeworden. Der Kirchenvorstand schreibt die Stelle (B-Kir­
chenmusikerstelle, 38,5 Wochenstunden) zum 1. Juli 1991 oder 
später aus. 

Die Gemeinde hat eine kirchenmusikalisch anspruchsvolle 
Tradition. 

Von dem/ der Bewerber /in wird erwartet, daß die kirchen­
m usikalische Arbeit dem Gemeindeaufbau dient: gemeinsame 
Gestaltung von Gottesdiensten traditioneller und neuerer 
Form sowie die Fortführung der Leitung der Kantorei und 
Leitung und Nachwuchsschulung des Posaunenchores sowie 
kirchenmusikalische Arbeit mit Kindern und Jugendlichen. 

Zum Dienst des Organisten gehört auch das Orgelspiel bei 
Beerdigungen auf den Friedhöfen. 

In der Kirche - mit einer sehr guten Akustik - befindet sich 
eine dreiman ualige mechanische Orgel mit 34 Registern sowie 
ein neues zweimanualiges Cembalo der Fa. Sassmann. 

Als Wohnungsmöglichkeit bieten wir ein Einzelhaus mit 
Garten an. 

Die Vergütung richtet sich nach dem Kirchlichen Angestell­
tentarifvertrag (KAT.NEKl. 

Bewerbungen sind zu richten an den Vorsitzenden des 
Kirchenvorstandes der Kreuzkirchengemeinde Hamburg­
Wandsbek, Kedenburgstraße 14, 2000 Hamburg 70. Telefoni­
sche Auskunft erteilt Pastor Esch - 040/656ll 09. 

Ablaut der Bewerbungsfrist: 15. Mai 1991. 

Az.: 30 - Kreuz-Wandsbek - T III/T 3 

Die Hauptkirche St. Nikolai am Klosterstern in Hamburg 
sucht möglichst zum 1.6.1991 eine zweite Kirchenmusikerin 
für eine neu geschaffene 

8-Stelle

mit der halben tariflichen Arbeitszeit. Die innerhalb dieser 
Arbeitszeit vom Kirchenmusiker wahrzunehmenden Aufga-

ben werden im einzelnen durch eine örtliche Dienstanweisung 
festgelegt. 

Die Tatigkeit umfaßt zwei gleichwertige Aufgabenbereiche: 

1. Die selbständige Leitung des Hamburger Knabenchores St.
'.;ikolai e.V. Der Chor besteht zur Zeit aus dem Hauptchor
mit ca. 40 Knaben- und 20 Männerstimmen und dem
Vorchor mit ca. 20 Knabenstimmen. Der Knabenchor singt
regelmäßig im Gottesdienst und veranstaltet eigene Kon­
zerte im In- und Ausland. :vfitarbeiter für Stimmbildung
und Probenarbeit stehen zur Verfügung.

2. Bei Bedarf Vertretungsaufgaben im Gottesdienst, bei Amts­
handlungen, in der Probenarbeit mit der Kantorei, sowie
Korrepetition bei Kantoreiproben und Continuospiel bei
Konzerten.

Erwartet werden Bereitschaft zur Kooperation mit dem
amtierenden Kirchenmusikdirektor, den Pastoren und Mitar­
beitern der Gemeinde und dem Kirchenvorstand, sowie 
Befähigung im Umgang mit Kindern. 

Die Anstellung erfolgt nach dem Kirchlichen Angestelltenta­
rifvertrag (KAT-NEK). Bei eventueller Wohnungssuche ist die 
Gemeinde behilflich. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis zum 1. 
Mai 1991 zu richten an den Kirchenvorstand der Hauptkirche 
St. Nikolai, Herrn Pastor Otfried Roos, Abteistraße 38, 2000 
Hamburg 13. 

Auskünfte erteilen: Hauptpastor Klaus Reinhold Borck, 
Tel. 040/44 25 02. K.i\1D Ekkehard Richter, Tel. 040/420 15 35. 
Für den Knabenchor Winfried Euba, Tel. 040/6 30 26 90. 

Az.: 30 - St. Nikolai-Hamburg - T III/T 3 

Die Ev.-Luth. Bugenhagen-Kirchengemeinde in Lübeck 
sucht für ihre freigewordene 

B-Kirchenmusikers teile

eine Dame oder einen Herrn, die/der das vielfältige kirchen­
musikalische Leben in unserer Gemeinde fortführt. 

Kirchenchor, Kinder- und Jugendchöre, ein Blockflötenquar­
tett und weitere Flötengruppen warten ebenso wie drei 
kirchenmusikfreundliche Pastoren und viele Mitarbeiter auf 
die/ den neue(n) Kirchenmusiker(in), auf deren/ dessen eigene 
Akzente wir gespannt sind. Vom klassischen Konzert bis zum 
Musical sind wir offen. 

Wichtig ist uns die musikalische Gestaltung der Gottesdien­
ste (zweimanualige Hammer-Orgel) unserer 8.500 Gemeinde­
glieder großen Gemeinde in einer Vorstadt des schönen 
Lübecks. 

Die Vergütung richtet sich nach dem Kirchlichen Angestell­
tentarifvertrag (KAT-NEK). 

Bewerbungen sind bis zum 15. Mai 1991 zu richten an den 
Kirchenvorstand der Ev.-Luth. Bugenhagen-Kirchengemeinde 
in 2400 Lübeck, Karavellenstr. 8, zu Hd. Pastor Karsten 
Schmidt, Tel. 0451 /89 12 58. 

Az.: 30 - Bugenhagen-Lübeck - T 2 
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In der Kirchengemeinde Reinfeld (ca. 6.500 Gemeindeglie­
der) ist die hauptamtliche 

B -Kirchenmusikstelle 

zum 1. August 1991 wegen Zurruhesetzung der jetzigen 
Stelleninhaberin neu zu besetzen. 

Reinfeld liegt verkehrsgünstig in der 1\ähe Lübecks an der 
A 1 und der Bahnstrecke Hamburg-Lübeck. Schularten bis zur 
Realschule sind ,1m Ort . 

Erwartet wird der Organistendienst in Gottesdiensten und 
Amtshandlungen, Leitung und Ausbau der Chöre (Kirchen­
chor, Jugendchur, Kinderchor und Instrurnentalgrnrpenl. Der 
Posaunenchor \nrd zur Zeit nicht von der Kirchenmusikerin 
geleitet. kann jedoch auf Wunsch übernommen werden. 

In der :Vlatthias-Claudius-Kirche steht eme Kemper-Orgel 
(Ill/24), im Gemeindesaal ist für die Probenarbeit ein Flügel 
sowie Orff-Instrnmentarium vorhanden. 

Die Vergütung erfolgt nach dem Kirchlichen Angestelltenta­
rifvertrag (KAT-'\JEKJ. Line Wohnung ist rnrhanden. 

Bewerbungen sind zu richten an den Kirchenvorstand der 
Ev.-Luth. Kirchengemeinde Remfeld, \latthia,--Claudius­
Str. 8, 2067 Reirueld, Tel. 04533/8939. 

Auskünfte erteilt die bisherige Kirchenmusikerin, Frau 
Ursula l'oppinga. Matthias-Claudius-Str .. 'l, 20h7 Reinfeld, 
Tel. 04533/1725. 

!\z.: 30 - Reinfeld - T IIL T 3 

Der Kirchenkreis Altun,, als An5tellungsträger sucht für die 
Kirchenkreiskonferenz in Hamburg zum 3. Juni 1991 

einen/eine Mitarbeiter/in als Assistent/in 
der Geschäftsführung im Verwaltungsbereich 

Wir erwarten einen/ eine Mitarbeiter /in mit Einsatzfreude 
und Engagement. die es ermöglichen, sch\\·ierige Sachvorgän­
ge zu erfassen und entsprechend umzusetzen. 

Der oder die Bewerberin sollte die zweite Verwaltungsprü­
fung oder eine gleichwertige Ausbildung haben. 

Kirchenkreiskonferenz in Hamburg, Neue Burg L 2000 Ham­
burg 11, senden. 

Weitere Ausküntte gibt Ihnen Herr Stockmann, Tel. 0401 
3689387 /388. 

Az.: 30 KKr. :-\ltona - D 12 

Der Kirchliche Dienst in der Arbeitswelt der '\Jordelbischen 
Ev.-Luth. Kirche sucht 

eine Sozialsekretärin/einen Sozialsekretär 
für die Arbeitsstelle Hamburg 

wo neben dem Leiter 3 Sozialsekretäre zusammen mit 7 
Soz1alsekretcüinnen und Sozialsekretären der K1rchenkreise 
tätig sind. 

Die Stelle hat den Arbeitsschwerpunkt „Frauen in der 
Arbeitswelt, l'rivate Dienstleistungen/ Handel". 

Die Vergütung erfolgt nach KAT VI b - IV b/IV a (ent­
sprechend BA Tl. 

Autgabe des „KDA" ist die Kontaktpflege zwischen Kirche 
und Arbeitswelt, um Kenntnisse und Erfahrungen aus beiden 
Bereichen in den jeweils anderen zu übertragen und so dazu 
beimtragen, daß die Kirche den Mell"chen im Bernfsalltag 
Hilte und Ermutigung vermittelt. Dazu dienen Besuche in 
Betrieben, Behörden und anderen Arbeitsstellen, Kontaktge­
spräche und Seminare mit arbeitenden \!enschen, mit Arbeit­
nehmer- und Arbeitgeberorganisationen ebenso , wie mit 
kirchlichen Gremien und Kirchengemeinden. 

Die Bewerberin/ der Bewerber soll der Ev. Kirche angehören 
und dort mitgearbeitet haben, Erfahrnngen als Arbeitnehmer 
besitzen, Kenntnisse und möglichst Erfahrnngen aus den o. a. 
Arbeitsformen mitbringen, sowie Organisationsbegabung be­
sitzen. 

Bewerbungen und Anfragen bitte an den i\ordelbischen 
KDA. z.Hd. Herrn Landespastor Kirschstein, Gartenstrafa• 20, 
2300 Kiel 1, Tel. 0431 1 51461. 

Die Bewerbungsfrist endet am 20. April 1991. 

Wir bieten einen interessanten und vielseitigen Arbeitsplatz. Az.: -t890 - 1 W 2 
Ihre ausführlichen Bewerbungsunterlagen mit Lebenslaui 

und Lichtbild wollen Sie bitte bis zum 12. April 1991 an die 

Personalnachrichten 

Die Erste Theologische Prüfung haben bestanden: 

Hamburg 

Michael Behn, Ralph Brucker, Veit-Dietrich Buttler, Nils 
Christiansen, Helmut le Coutre, Sabine Denecke, Jörg Dittmer, 
Rüdiger Fuchs, Birgit Gruebner, Jürgen Hensel, Sabine Kaiser, 
Imme Klee, Friedrich Kleine, Matthias Krämer, Olaf Krämer, 
Andreas Lux, Kirsten Möller-Barbek, Peter Koskopf, Oliver 
Opitz, Sascha Pinkowsky, Anne Ritzel, Kirsten Ruwoldt, 
Susanne Schmidtpott, Ingo Schulz-Schaeffer, Ulrike Steen­
bock, Imme Stoffers, Andreas Träger, Ernst-Jürgen Wagner und 
Christine Warneke. 

Kiel 

Bemdt Andresen, Kirsten Bielfeldt, Inga Bohne, Gabriele 
Dreier, Dirk Fanslau, Eike Fröhlich, Matthias Gerber, Bemd­
Holger Janssen, Okke Jensen, Stephan Kahlcke, Anja Nickel­
sen, Andreas Raabe, Systa Rehder, Jörg Reimann, Thomas 
Reimers, Uta Simonsen, Thomas Schaack, Diethelm Günter 
Schark, Hans-Joachim Stuck, Inke Thomsen, Andreas Wegen­
horst und Anne Wöckener-Gerber. 
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Ernannt: 

Mit Wirkung vom 1 \ 1ärz 1991 der Pastor z.A. Ingo B e  h re  n, 
zZ in Albersdort, bei gleichzeitiger Begründung ein, 
Dienstverhältnisse, als Pastor aut LebensJ:eit zur \;,)r,i 
elbischen Ev.-Luth. Kirche zum Pastor der 3. Pfarrstelle LiL-• 
Kirchengemeinde Albersdorf, Kirchenkreis Süderdithmar­
schen; 

mit Wirkung vom 1. \!ärz 1991 der bisherige Kirchenverwal­
tungsrat Helmut Er nst zum Kirchenc)berverwaltungsrat 
beim \;ordelbischen Kirchenamt - ZG . .\ST -; 

vom Bundesministerium der Verteidigung mit Wirkung rnm 
1. Februar 1991 auf die Dauer von 8 Jahren der Pastor Dr.
Urich Ree t  z, zuletzt in Kiel, unter Berufung in das Bun­
desbeamtenverhältnis auf Zeit zum Militärpfarrer als
[\ angelischer Milit:ugeistlicher in Kiel;

mit Wirkung vom 1. April 1991 der Past()r /.A. Johannes \Lirtin 
Speck-Ribbat, LZ. in Hamburg-Lurup, bei gleichzeiti­
ger Begründung eines Dienstverhältnisses als Pastor auf 
Lebenszeit zur I\ordelbischen Ev.-Luth. Kirche zum Pastor 
der 2. Pfarrstelle der St. Johannis-Kirchengemeinde Altona, 
Kirchenkreis Altona. 

Bestatigt: 

lvlit Wirkung vom 1. August 1991 die \Nah! des Pastors Thom,,­
B e c  k ersh aus„ geb. Bornemann, bisher in Hambur� 
Harvestehude, zum Pastor der 2. Pfarrstelle der St. .'.\iku­
lai-Kirchengemeinde Flensburg, Kirchenkreis Flensburg; 

mit \\'irkung vom I April 1991 die \\"ahl des Pastors löf'7 

Denke, z.Z. in Weddingstedt, bei gleichzeitiger Begrün 
dung eines Dienst\·erhältnisses als Pastor auf Lebenszeit 
zur .'.\ordelbischen fa·.-Luth. Kirche zum Pastor der 1. Pfarr 
stelle der Kirchengemeinde Weddingstedt, Kirchenkrei, 
'\;orderdithmarschen; 

mit \\"irkung vom 1. MCtrz 1991 die \,\iahl des Pastors z.A. Ion, 
Fa 1 k e, z.Z. in Hamburg-Wilhelmsburg, bei gleichzeitige1 
Begründung eines Dienstverhältnisses als Pastor auf Le­
benszeit zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zum Past,ir 
der 2. Pfarrstelle der Paul-Gerhardt-Kirchengemeind,· 
Hamburg-Wilhelmsburg, Kirchenkreis Harburg; 

mit \\'irkung vom 1. März 1991 die \\'ahl des Pastors Ger,i 
'\; i c ke  I s e n, bisher in Flensburg-Engelsby, zum Pastor dt•1 
Pfarrstelle (Gemeindearbeit und Diakonische Aufgaben irn 
Kirchenkreis) der Kirchengemeinde St. Sebast zu Risurn. 
Kirchenkreis Südtondern; 

mit Wirkung vom 1. \lärz 1991 die Wahl des Pastors z .. .\ 
Hans-Christoph P lü  m er, z.Z. in Hamburg-Harbuq:-;, b�·1 
gleichzeitiger Begründung eines Dienstverhältnisses ,1b 
Pastor auf Lebenszeit zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche 

· zum Pastor der 2. Pfarrstelle der Paul-Gerhardt-Kirchenge-
meinde Hamburg-Harburg, Kirchenkreis Harburg;

mit Wirkung vom 1. April 1991 die Wahl des Pastors Karl-Frie­
drich v o n  Schi ers ted  t, bisher in Eutin, zum Pastor der 
2. Pfarrstelle der Erlöser-Kirchengemeinde Hamburg-Loh­
brügge, Kirchenkreis Stormarn - Bezirk Reinbek-Billetal-;

mit Wirkung vom 1. März 1991 die Wahl des Pastors z.A. 
Gernot Tha m s, z.Z. in Hansühn, bei gleichzeitiger Be­
gründung eines Dienstverhältnisses als Pastor auf Lebens­
zeit zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zum Pastor der 
2. Pfarrstelle der Wichemkirche zu Hamburg-Hamm, Kir­
chenkreis Alt-Hamburg - Bezirk Süd-.

Berufen: 

\lit Wirkung \'0m 1. März 1 gg1 der Pastor z.A Rainer Ha  n n o 
bei gleichzeitiger Übernahme in ein Dienc,t\L'rh:1ltniss al, 
l\1stt,r auf Lebenszeit (erngeschränktes Dienst\'erhältnis 
50 ',c -) zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zum Pastor der 
Pfarrstelle des Kirchenkreises Herzogtum Lauenburg für 
Religionsunterricht am G\·mnasium in Sch\\·ilrzenbek. 

Eingetührt: 

Am 17. Februar 1991 der Pc1c,t,ir Klaus Dis  kuw, ki ,1ls rastor 
in die 1. Pfarrstelle der \1artin-Luther-King-Kirchenge­
meinde Steilshoop, Kirchenkreis Stormarn - Bezirk Bram­
feld-Volksdorf -; 

am 17. Februar 1991 der Pastor C'lrich Fr i e s e  als rastor in die 
1. Pfarrc,telle der Kirchengemeinde St. j(Jhannes Schacht­
Audort, Kirchenkreis Rendsburg; 

am 10. Februar 1991 die Pastorin Gudrun Gießle r-Peter­
s e n, geb. Gießler, als Pastorin in die Pfarrstelle des Kir­
chenkreises Angeln für pfarramtliche Vertretungsdienste; 

am 17. Februar 1991 die Pastorin Hannelore H i r t  als Pi1storin 
in die --1. Ptarrstelle der \1artin-Luther-King-Kirchenge­
meinde Steilshoop. Kirchenkreis Stormarn - Bezirk Bram­
feld-Volksdorf -. 

am 3. lvfärz 1991 der Pastor Gerd N i c k e  1 s e n als Pastor in die 
Pfarrstelle der Kirchengemeinde St. Sebast zu Risum, Kir­
chenkreis Südtondern; 

am 10. Februar 1991 die Pastorin Gudrun Schm i dt-End ri l�, 
geb. End riß, als Pastonn in die Ptarrstelle des Kirchenkrei­
ses Eckernförde für die Dienstleistung mit besonderem 
Auftrag (Dienste und Werke); 

am 13. Januar 1991 der Pastor Martin Sch u 1 t ne  r als Pastor in 
die 1. Pfarrstelle der Paul-Gerhardt-Kirchengemeinde in 
Lübeck, Kirchenkreis Lübeck; 

am 10. Januar 1991 der Pastor Wolfgang Vogelmann in das 
Amt des Leiters der Tagungsstätte Bad Segeberg der Ev. 
Akademie Nordelbien. 

Ordinier t: 

Am 16. Dezember 199U die Theologin \larion L a u  er, geb. 
Heldt: 

am 16. Dezember 1990 der Theologe Michael Sc h 1 a g e .  

Verlängert: 

Die Amtszeit des Propstes Konrad Lindem an n im Amt des 
Propstes des Kirchenkreises Alt-Hamburg - Bezirk Berge­
dorf - aufgrund seiner von der Kirchenkreissynode des 
Kirchenkreises Alt-Hamburg am 27. November 1990 er­
folgten Wiederwahl über den 31. Dezember1991 hinaus bis 
einschließlich 31. Dezember 2001; 

die Beurlaubung der Pastorin Ellen Naß ,  geb. Widulle, nach 
den Bestimmungen§ 92 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 in Verbindung 
mit § 94 Abs. 1 des Pfarrergesetzes der VELKD i.d.F. vom 
4.4.1989 um weitere 2 Jahre über den 14. Mai 1991 hinaus; 

die Amtszeit des Propstes Dietrich Pe t e rs  im Amt des Prop­
stes des Kirchenkreises Alt-Hamburg - Bezirk Ost - auf­
grund seiner von der Kirchenkreissynode des Kirchen­
kreises Alt-Hamburg rfolgten Wiederwahl über den 31. De­
zember 1991 hinaus bis einschließlich 30. September 1995. 
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Beurlaubt: 

Mit Wirkung vom 1. April 1991 der Pastor Dr. Gerhard J a ­
s t r  am, bisher in Flensburg, für den Dienst beim Deut­
schen Grenzverein e.V. zur lJbernahme des Amtes des 
Direktors der Akademie Sankelmark. 

Freigestel lt: 

Mit Wirkung rnm 1 Februar 1991 auf die Dauer von 8 Jahren 
der Pastor Dr. Llrich Reetz, zuletzt in Kiel, für den haupt­
amtlichen Dienst in der Militärseelsorge. 

In  den Ruhestand versetzt: 

'vfü Wirkung vom 1. Juli 1991 die Pastorin Hilde R ieper in 
Hamburg-Nordbillstedt. 

t 
Pastor i.R. Pastor i.R. 

Lorenz Claussen Armin Lembke 

;\Jr. 6 

geboren am 16. Februar 1913 in Hohenstein 
gestorben am 17. Februar 1991 in Flensburg 

geboren am 10. März 1913 in Nätkamp/Oidenburg 
gestorben am 13. Februar 1991 in Mönchneversdorf 

Der Verstorbene wurde am 28. Februar 1943 in Ratze­
burg ordiniert. Von Juli 1948 bis April 1949 war er 
Hilfsgeistlicher in Itzehoe. Anschließend war er bis 
1959 Pastor in Bovenau. Von 1959 bis zu seiner 
Zurruheset/ung zum 1. August 1978 war er Pa,tor in 
Flensburg. 

Die :\:ordelbische Ev.-Luth. Kirche dankt Gott für die 
Verkündigung des Evangeliums durch Pastor Claus­
sen. 

t 
Pastor i.R. 

Der Verstorbene wurde am 26. Januar 1947 in 
Schönwalde ordiniert. Anschließend war er bis zu 
seiner Zurruhesetzung zum 1. April 1983 Pastor der 
Kirchengemeinde Schönwalde. 

Die Nordelbische Ev.-Luth. Kirche dankt Gott für 
die Verkündigung des Evangeliums durch Pastor 
Lembke. 

Paul Tockhorn 

geboren am 23 . Oktober 192-! in Magdeburg 
gestorben am 24. Februar 1991 in Ratzeburg 

Der Verstorbene wurde am 25. April 1959 in Lübeck 
ordiniert. Anschließend war er Hilfsgeistlicher in 
Ratzeburg. Von Oktober 1959 bis Juli 1964 war er 
Pastor in Sandesneben und von August 1964 bis zu 
seiner Zurruhesetzung zum 1. November 1988 in 
Mustin. 

Die I\"ordelbische Ev.-Luth. Kirche dankt Gott für die 
Verkündigung des Evangeliums durch Pastor Tock­
horn. 
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